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A. Prüfungsauftrag 

Die Betriebsleitung des Eigenbetriebes 

Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises, 

Ronneburg 

– im Folgenden auch „Eigenbetrieb“ genannt – hat uns beauftragt, den Jahresabschluss zum 31. 

Dezember 2025 unter Einbeziehung der zugrunde liegenden Buchführung und den Lagebericht für 

das Wirtschaftsjahr 2025 der Gesellschaft nach berufsüblichen Grundsätzen zu prüfen sowie über 

das Ergebnis unserer Prüfung schriftlich Bericht zu erstatten. 

Der Auftrag wurde von uns mit Auftragsbestätigungsschreiben vom 18. Dezember 2025 unter Beifü-

gung der Auftragsbedingungen angenommen. Die Zweitschrift mit Einverständniserklärung des Auf-

traggebers haben wir zu unseren Arbeitspapieren genommen. 

Dem Prüfungsauftrag lag der Beschluss des Kreistages vom 12. Dezember 2025 zugrunde, mit dem 

wir zum Abschlussprüfer gewählt wurden (§ 318 Abs. 1 Satz 1 HGB). 

Der Eigenbetrieb unterliegt nach § 27 Abs. 2 Hessisches Eigenbetriebsgesetz (EigBGes) der Prü-

fungspflicht gemäß §§ 316 ff. HGB. 

Bei unserer Prüfung waren auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG 

zu beachten. 

Die Prüfungsarbeiten haben wir vom 17. bis 20. März 2026 in den Geschäftsräumen des Eigenbe-

triebes in Ronneburg und in unseren Büroräumen in Dreieich durchgeführt. Anschließend erfolgte 

die Fertigstellung des Prüfungsberichtes. 

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der geprüfte und mit einem uneingeschränkten Bestätigungs-

vermerk vom 3. Juni 2025 versehene Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2024. Er wurde mit 

Beschluss des Kreistages vom 31. Oktober 2025 unverändert festgestellt. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwendbaren 

Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir unter Beachtung der 

vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) festgestellten „Grundsätze ordnungs-

mäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen“ für weniger komplexe Einheiten (IDW PS KMU 7 

(09.2022)) den nachfolgenden Bericht, dem wir den geprüften Jahresabschluss (Anlagen 1 bis 3) 

und den Lagebericht (Anlage 4) beifügen. 

Die weiteren Anlagen ergeben sich aus dem Anlagenverzeichnis ab Anlage 5 ff. 

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Dritten, 

liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefügten „Allgemeine Auftragsbedingun-

gen für Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften“ in der Fas-

sung vom 1. Januar 2024 zugrunde. 

Der vorliegende Prüfungsbericht richtet sich an den Eigenbetrieb. 
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B. Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes 

Zu dem Jahresabschluss und dem Lagebericht haben wir in einem gesonderten Testatsexemplar 

folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der nachfolgend wiedergegeben wird: 

 

 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An den Eigenbetrieb Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises  

 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebes Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-

Kinzig-Kreises – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlust-

rechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem An-

hang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Dar-

über hinaus haben wir den Lagebericht des Eigenbetriebes Jugend- und Freizeiteinrichtungen des 

Main-Kinzig-Kreises für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

▪ entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften des 

Hessischen Eigenbetriebsgesetzes i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaf-

ten geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen Vorschriften ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbe-

triebes zum 31. Dezember 2025 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 

2025 bis zum 31. Dezember 2025 und 

▪ vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein unter Beachtung der landesrechtlichen Vor-

schriften zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes. In allen wesentlichen Belangen 

steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften des 

§ 22 EigBGes i. V. m. § 289 HGB und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-

lung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes in Übereinstimmung mit 

§ 317 HGB und § 27 Abs. 2 EigBGes unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der 

IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 

diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
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Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes“ unseres Bestätigungsvermerkes weiterge-

hend beschrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deut-

schen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deut-

schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, 

dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 

für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der Betriebskommission für den 

Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

Vorschriften des Hessischen Eigenbetriebsgesetzes i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapi-

talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen ent-

spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-

antwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 

ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresab-

schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen (d. h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtü-

mern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weite-

ren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 

der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichtes, der 

insgesamt ein unter Beachtung der landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes Bild von der Lage 

des Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in 

Einklang steht, den Vorschriften des Hessischen Eigenbetriebsgesetzes i. V. m. den einschlägigen 

deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 

Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 

erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichtes in Übereinstimmung mit den anzuwenden-

den Vorschriften des Hessischen Eigenbetriebsgesetzes i. V. m. den einschlägigen deutschen für 

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausrei-

chende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Die Betriebskommission ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 

des Eigenbetriebes zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichtes 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtü-
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mern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein ein unter Beachtung der landesrechtlichen Vorschrif-

ten zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belan-

gen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, den Vorschriften des Hessischen Eigenbetriebsgesetzes i. V. m. den einschlägigen deutschen 

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu ertei-

len, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 27 Abs. 2 EigBGes unter Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten durchgeführte Prü-

fung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolo-

sen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünf-

tigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 

Jahresabschlusses und Lageberichtes getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 

beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Darüber hinaus 

▪ identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-

schluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und füh-

ren Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-

weise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 

dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Dar-

stellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende 

wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives Zu-

sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 

bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

▪ erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-

nen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichtes relevanten Vorkehrungen und Maß-

nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen sind, je-

doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen des 

Eigenbetriebes bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben. 

▪ beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-

nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

▪ ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-

wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 

Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 

Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 

Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-

pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 

Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser je-
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weiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-

lage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerkes erlangten Prüfungsnachweise. Zu-

künftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb 

seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

▪ beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich 

der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Er-

eignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen Vorschriften ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetrie-

bes vermittelt. 

▪ beurteilen wir den Einklang des Lageberichtes mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-

sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebes. 

▪ führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts-

orientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-

weise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetz-

lichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 

sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-

ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 

Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 

Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 

bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

 

Dreieich, 5. Mai 2026 

 

Schüllermann und Partner AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

gez. gez. 
Dipl.-Finw.(FH) Wolfgang Kaiser MSc. Marcel Kempf 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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C. Grundsätzliche Feststellungen 

I. Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter 

1. Geschäftsverlauf und Lage des Eigenbetriebes 

Die Betriebsleitung hat im Lagebericht (Anlage 4) die wirtschaftliche Lage des Unternehmens beur-

teilt und diese im Jahresabschluss (Anlagen 1 bis 3), insbesondere im Anhang, zum Bilanzstichtag 

dargestellt. 

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den anschließenden Ausfüh-

rungen vorweg zur Lagebeurteilung durch die Betriebsleitung Stellung. Dabei gehen wir insbeson-

dere auf die Annahme des Fortbestandes und die Beurteilung der zukünftigen Entwicklung des Un-

ternehmens ein. 

Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer eigenen Beurteilung der Lage des Unterneh-

mens ab, die wir im Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes ge-

wonnen haben.  

Folgende Aspekte der Lagebeurteilung sind hervorzuheben: 

▪ Die Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises schließen das Berichtsjahr mit 

einem Gewinn in Höhe von TEUR 1.060 ab (Vorjahr Gewinn TEUR 1.832). Der Rückgang des 

Gewinnes im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 772 ist im Wesentlichen auf die deutlich zurück-

gegangenen Beteiligungserträge zurückzuführen. Im Jahr 2025 konnte mit 29.563 Übernach-

tungen (Vorjahr 29.572 Übernachtungen) und einer damit verbundenen Kapazitätsauslastung 

von 79,47 % (Vorjahr 79,49 %) der sehr gute Vorjahreswert bestätigt werden. Die Übernach-

tungszahl im Wirtschaftsjahr 2025 stellt den fünftbesten Wert in der 50-jährigen Historie des 

Eigenbetriebes dar. 

▪ Die Bilanzsumme des Eigenbetriebes hat sich im abgelaufenen Wirtschaftsjahr um TEUR 86 

von TEUR 47.680 auf nunmehr TEUR 47.594 verringert. Von den Aktiva entfallen zum Bilanz-

stichtag 95,25 % auf das Anlagevermögen. Die Eigenkapitalquote erhöhte sich zum 31. Dezem-

ber 2025 von 84,24 % auf 84,62 %. 

▪ Aufgrund zunehmender Altersschäden wurde im Jahr 2025 mit der Sanierung des über 50 Jahre 

alten Hallenbades des Jugendzentrums Ronneburg begonnen. Die Sanierung mit einem be-

rechneten Volumen von aktuell ca. EUR 1,4 Mio. umfasst den Badebereich und alle Neben-

räume. 

▪ Die Liquidität des Eigenbetriebes war im Berichtsjahr jederzeit sichergestellt. 

▪ In den vergangenen Jahren hat der Eigenbetrieb die Entwicklung von zukunftssicheren Struk-

turen und Angeboten forciert. 

▪ Aus heutiger Sicht ergeben sich keine wesentlichen Risiken für den Jahresabschluss des Ei-

genbetriebes. Der andauernde Krieg in der Ukraine und zum aktuellen Berichtszeitpunkt auch 

im Iran stellen allerdings ein gesamtwirtschaftliches Risiko dar, das auch längerfristige Folgen 

mit Blick auf den gesamten Wirtschaftsstandort Deutschland, das allgemeine Lohn- und Preis-

niveau sowie die Energie- und Versorgungssicherheit, aber auch mögliche Auswirkungen auf 

die im Betrieb eingelegten Beteiligungen haben kann. 
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▪ Die Planung für das Wirtschaftsjahr 2026 sieht erneut einen Jahresgewinn in der Größenord-

nung des Berichtsjahres vor. Dies wurde dem Main-Kinzig-Kreis als Träger des Eigenbetriebes 

mit der Planung für das Wirtschaftsjahr 2026 und einem diesbezüglich zu erwartenden Gewinn 

von etwa TEUR 1.102 zur Kenntnis gegeben. 

Die vorstehend angeführten Hervorhebungen werden auftragsgemäß in Anlage 6 durch analysie-

rende Darstellungen wesentlicher Aspekte der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ergänzt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse halten wir die 

Darstellung und Beurteilung der Lage des Unternehmens und seiner voraussichtlichen Entwicklung 

durch die gesetzlichen Vertreter im Jahresabschluss und im Lagebericht für zutreffend. 

D. Prüfungsdurchführung 

I. Gegenstand der Prüfung 

Der Jahresabschluss von Eigenbetrieben ist gemäß § 22 EigBGes unter Beachtung der für Kapital-

gesellschaften geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufzustellen. 

Der Eigenbetrieb ist nach den Größenkriterien des § 267 als klein zu klassifizieren. Unsere Prüfung 

richtete sich nach den Vorschriften des Hessischen Eigenbetriebsgesetzes i. V. m. §§ 316 ff. HGB. 

Im Rahmen des uns erteilten Auftrages haben wir gemäß § 27 Abs. 2 EigBGes i. V. m. § 317 HGB 

die Buchführung, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 (Anlagen 1 bis 3) und den Lage-

bericht für das Wirtschaftsjahr 2025 (Anlage 4) auf die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen 

Vorschriften und der sie ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung geprüft.  

Den Lagebericht haben wir daraufhin überprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei unserer 

Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage des Eigenbetriebes vermittelt. Dabei ist auch zu prüfen, ob die Chancen und Risiken der künf-

tigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung des Lageberichtes hat sich auch darauf 

zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstellung des Lageberichtes beachtet worden 

sind (§ 22 EigBGes i. V. m. § 317 Abs. 2 HGB).  

Die maßgebenden Rechnungslegungsgrundsätze für unsere Prüfung des Jahresabschlusses waren 

die Rechnungslegungsvorschriften des zweiten Teils des Eigenbetriebsgesetzes des Bundeslandes 

Hessen, der §§ 242 bis 256a und der §§ 264 bis 288 HGB sowie die ergänzenden Bestimmungen 

der Betriebssatzung. 

Der Prüfungsauftrag wurde um nachfolgende Prüfung erweitert: 

▪ Prüfung nach § 53 HGrG 

Über die vorgenannte Prüfung wird in Abschnitt F. berichtet. 

Eine Überprüfung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbesondere, ob alle 

Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand unseres Prüfungs-

auftrages. 

Die Betriebsleitung des Eigenbetriebes ist für die Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-

schluss und Lagebericht sowie die uns gemachten Angaben verantwortlich. Unsere Aufgabe ist es, 
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die von der Geschäftsführung vorgelegten Unterlagen und die gemachten Angaben im Rahmen un-

serer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 

Ergänzend hierzu hat uns die Betriebsleitung in der berufsüblichen Vollständigkeitserklärung schrift-

lich bestätigt, dass in der Buchführung und in dem zu prüfenden Jahresabschluss alle bilanzierungs-

pflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen berücksichtigt, sämtli-

che Aufwendungen und Erträge enthalten, alle erforderlichen Angaben gemacht und uns alle 

bestehenden Haftungsverhältnisse bekannt gegeben worden sind. 

In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter Entwicklungen 

alle für die Beurteilung der Lage des Eigenbetriebes wesentlichen Gesichtspunkte sowie die nach 

§ 22 EigBGes i. V. m. § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält. Vorgänge von besonderer Bedeu-

tung nach dem Schluss des Wirtschaftsjahres haben sich nach dieser Erklärung nicht ergeben und 

sind uns bei unserer Prüfung nicht bekannt geworden. 

II. Art und Umfang der Prüfung 

Unsere Prüfung haben wir in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 27 Abs. 2 EigBGes unter Be-

achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-

gemäßer Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe 

Einheiten, den vom Fachausschuss für öffentliche Unternehmen und Verwaltungen (ÖFA) des IDW 

vorgelegten Stellungnahmen und Hinweisen sowie der Verordnung zur Bestimmung der Formblätter 

für den Jahresabschluss der Eigenbetriebe vorgenommen. 

Die Prüfung erstreckt sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf, ob der Fortbestand des geprüften 

Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesichert wer-

den kann.  

Grundlage unseres risiko- und prozessorientierten Prüfungsvorgehens ist die Erarbeitung einer Prü-

fungsstrategie. Diese basiert auf der Beurteilung des wirtschaftlichen und rechtlichen Umfeldes des 

Eigenbetriebes, seiner Ziele, Strategien und Geschäftsrisiken, die wir anhand kritischer Erfolgsfak-

toren beurteilen. Die Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems und des-

sen Wirksamkeit ergänzen wir durch Prozessanalysen, die wir mit dem Ziel durchführen, deren Ein-

fluss auf relevante Jahresabschlussposten zu ermitteln und so die Fehlerrisiken sowie unser 

Prüfungsrisiko einschätzen zu können. 

Die Erkenntnisse aus der Prüfung der Prozesse und des rechnungslegungsbezogenen internen 

Kontrollsystems haben wir bei der Auswahl der analytischen Prüfungshandlungen (Plausibilitätsbe-

urteilungen) und der Einzelfallprüfungen hinsichtlich der Bestandsnachweise, des Ansatzes, des 

Ausweises und der Bewertung im Jahresabschluss berücksichtigt. Im unternehmensindividuellen 

Prüfungsprogramm haben wir die Schwerpunkte unserer Prüfung, Art und Umfang der Prüfungs-

handlungen sowie den zeitlichen Prüfungsablauf und den Einsatz von Mitarbeitern festgelegt. Hier-

bei haben wir die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Risikoorientierung beachtet und daher 

unser Prüfungsurteil überwiegend auf der Basis von Stichproben getroffen. 

Unser Prüfungsprogramm hat folgende Schwerpunkte umfasst: 

▪ Umsatzrealisierung 

▪ Rückstellungen 
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Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in unseren 

Arbeitspapieren festgehalten (IDW PS KMU 2 (09.2022)). 

E. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung stellen wir fest, dass die Buchführung und die 

weiteren geprüften Unterlagen, der Jahresabschluss sowie der Lagebericht den gesetzlichen Vor-

schriften und den ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung entsprechen. 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Die Organisation der Buchführung, das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem, der Da-

tenfluss und das Belegwesen ermöglichen die vollständige, richtige, geordnete und zeitgerechte Er-

fassung und Buchung der Geschäftsvorfälle.  

Die IT-gestützte Rechnungslegung gewährleistet die hinreichende Sicherheit der für die Zwecke der 

Rechnungslegung verarbeiteten Daten und damit eine Verarbeitung entsprechend den Grundsätzen 

ordnungsmäßiger Buchführung gemäß § 238 HGB.  

Das von dem Eigenbetrieb eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem (IKS) 

sieht angemessene Regelungen zur Organisation und Kontrolle der Arbeitsabläufe vor. Die Verfah-

rensabläufe in der Buchführung haben im Berichtszeitraum keine nennenswerten organisatorischen 

Änderungen erfahren. 

Das Rechnungswesen (Finanz- und Anlagenbuchhaltung) des Eigenbetriebes erfolgt auf einer eige-

nen EDV-Anlage. 

Die Bücher wurden zutreffend mit den Zahlen der Vorjahresbilanz eröffnet und ordnungsgemäß ge-

führt. Die Belegfunktion ist erfüllt.  

Die Organisation des Rechnungswesens ist den Verhältnissen des Eigenbetriebes angemessen. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht die 

Buchführung den gesetzlichen Vorschriften. Die aus weiteren geprüften Unterlagen entnommenen 

Informationen haben zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und 

Lagebericht geführt. 

Als zusammenfassendes Ergebnis unserer Prüfung, die sich auf  

▪ die Ordnungsmäßigkeit der Bestandteile des Abschlusses und deren Ableitung aus der Buch-

führung, 

▪ die Ordnungsmäßigkeit der im Anhang gemachten Angaben, 

▪ die Beachtung der Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften, 

▪ die Beachtung aller für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich 

der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und aller größenabhängigen, rechtsformgebun-

denen oder wirtschaftszweigspezifischen Regelungen und 
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▪ die Beachtung von Regelungen der Betriebssatzung, soweit diese den Inhalt der Rechnungsle-

gung betreffen, 

erstreckt hat, haben wir den in Abschnitt B. wiedergegebenen Bestätigungsvermerk erteilt. 

2. Jahresabschluss 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung stellen wir fest, dass im Jahresabschluss alle 

für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen Vorschriften und alle größenabhängigen 

und rechtsformgebundenen Regelungen sowie die Normen der Betriebssatzung beachtet sind.  

Die Bilanz ist unter Beachtung der Vorschriften des § 266 HGB gegliedert. Die Gewinn- und Verlust-

rechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren (§ 275 Abs. 2 HGB) aufgestellt. Die besonderen 

Gliederungsvorschriften der §§ 23 bis 24 EigBGes wurden gemäß den entsprechenden Formblät-

tern beachtet. 

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung zum 31. Dezember 2025 sind – ausgehend von 

den Zahlen der Vorjahresbilanz – ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüften 

Unterlagen abgeleitet. 

Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften sind beachtet. Die auf den vorhergehenden Jahres-

abschluss angewandten Bewertungsmethoden sind beibehalten worden. 

Die im Anhang gemachten Angaben sind vollständig und ordnungsgemäß. Die Erläuterungen und 

Begründungen entsprechen den gesetzlichen Anforderungen. 

3. Lagebericht 

Der Lagebericht entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Unsere Prüfung nach § 27 Abs. 2 EigB-

Ges i. V. m. § 317 Abs. 2 HGB hat zu dem Ergebnis geführt, dass er mit dem Jahresabschluss und 

den im Verlauf unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage des Unternehmens vermittelt. Die wesentlichen Chancen und Risiken 

der künftigen Entwicklung sind zutreffend dargestellt (IDW PS KMU 8 (09.2022), DRS 20). 

Die Angaben nach § 22 EigBGes i. V. m. § 289 Abs. 2 HGB sind vollständig und zutreffend. 

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Nach unseren Feststellungen vermittelt der Jahresabschluss – d. h. als Gesamtaussage des Jah-

resabschlusses, wie sie sich aus dem Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 

und Anhang ergibt –, unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie der 

landesrechtlichen Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes (§ 264 Abs. 2 HGB).  

Der Eigenbetrieb hat im Anhang die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ange-

geben. Bei unseren nachfolgenden Ausführungen gehen wir daher insbesondere auf die Sachver-

halte ein, die für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie in ihrer Gesamt-

wirkung im Zusammenhang mit anderen Maßnahmen und Sachverhalten von wesentlicher 

Bedeutung sind (IDW PS KMU 7 (09.2022)). 



  Seite 11  
 

0112/26 ▪ MKJ ▪ 1061658 

1. Bewertungsgrundlagen 

Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie den für die Bewertung von 

Vermögensgegenständen und Schulden maßgeblichen Faktoren einschließlich etwaiger Auswirkun-

gen von Änderungen an diesen Methoden machen wir folgende Angaben: 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden erfolgen unter Annahme der Unternehmensfortfüh-

rung (§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB) und sind an den handelsrechtlichen Bestimmungen ausgerichtet. Sie 

werden unverändert zum Vorjahr angewendet. 

Im Übrigen verweisen wir auf die Ausführungen im Anhang (Anlage 3). 

2. Zusammenfassende Beurteilung 

Nach unserer pflichtgemäß durchgeführten Prüfung sind wir zu der in unserem Bestätigungsvermerk 

getroffenen Beurteilung gelangt, dass der Jahresabschluss insgesamt unter Beachtung der Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen Vorschriften ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes 

vermittelt. 

F. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages 

I. Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG 

1. Allgemeine Feststellungen 

Gemäß § 27 Abs. 2 EigBGes erstreckt sich die Abschlussprüfung auch auf die Prüfung der Ord-

nungsmäßigkeit der Geschäftsführung. 

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG 

und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen, dem Bun-

desrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW PS 720 „Berichterstattung 

über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG“ beachtet. 

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der erforder-

lichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vorschriften und 

den Bestimmungen der Satzung geführt worden sind. 

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage 5 dargestellt. Über 

diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach unserer 

Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind. 

2. Feststellungen zum Risikofrüherkennungssystem 

Als Abschlussprüfer haben wir im Rahmen der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfüh-

rung nach § 53 HGrG darüber zu berichten, ob die Betriebsleitung ein Risikofrüherkennungssystem 

eingerichtet hat und ob dieses geeignet ist, seine Aufgaben zu erfüllen. 

Nach IDW PS 720 ist die Prüfung des Risikofrüherkennungssystems rechtsformunabhängig als Be-

standteil einer nach § 53 HGrG durchzuführenden Geschäftsführungsprüfung anzusehen. 
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Ein Risikofrüherkennungssystem i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG hat sicherzustellen, dass diejenigen Risi-

ken, die den Fortbestand der Einrichtung gefährden, früh erkannt werden. Es muss deshalb geeignet 

sein, den Eintritt und die Erhöhung derartiger Risiken rechtzeitig anzuzeigen und den Entschei-

dungsträgern mitzuteilen. Es muss ferner sicherstellen, dass eine Gesamtbetrachtung solcher Risi-

ken, die im Zusammenwirken bestandsgefährdend werden können, erfolgt. 

Wir verweisen auf unsere Feststellungen in Fragenkreis 4 der Anlage 5. 

G. Schlussbemerkungen 

Eine Verwendung des unter Abschnitt B. wiedergegebenen Bestätigungsvermerkes außerhalb die-

ses Prüfungsberichtes bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichung oder Weiter-

gabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichtes in einer von der bestätigten Fassung ab-

weichenden Form bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser 

Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwie-

sen. 

Den vorstehenden Bericht über unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes für 

das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 der Jugend- und Freizeitein-

richtungen des Main-Kinzig-Kreises erstatten wir in Übereinstimmung mit § 321 HGB unter Beach-

tung der Grundsätze ordnungsgemäßer Erstellung von Prüfungsberichten für weniger komplexe Ein-

heiten des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V., Düsseldorf (IDW PS KMU 7 

(09.2022)). 

Der Prüfungsbericht wird gemäß § 321 Abs. 5 HGB unter Berücksichtigung von § 32 WPO wie folgt 

unterzeichnet:  

Dreieich, 5. Mai 2026 

 

Schüllermann und Partner AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

  
Dipl.-Finw.(FH) Wolfgang Kaiser MSc. Marcel Kempf 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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 Anlage 1 
 
 

 

Bilanz 

Jugend– und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises 
Ronneburg 

Bilanz zum 31. Dezember 2025 

A K T I V A 31.12.2025 31.12.2024

EUR EUR EUR EUR

A.

I.

1. Grundstücke, grundstücksgleiche 

Rechte und Bauten einschließlich der 

Bauten auf fremden Grundstücken 4.394.460,91 4.493.317,91

2. Technische Anlagen und Maschinen 212.328,00 241.619,00

3. Andere Anlagen, Betriebs- und 

Geschäftsausstattung 128.486,00 99.080,00

4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen 

im Bau 885.232,72 41.221,23

5.620.507,63 4.875.238,14

II.

1. Beteiligungen 39.714.191,15 39.714.191,15

39.714.191,15 39.714.191,15

45.334.698,78 44.589.429,29

B.

I.

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 33.490,26 25.855,75

33.490,26 25.855,75

II.

1. Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen 98.464,33 126.317,95

2. Forderungen gegen verbundene 

Unternehmen 65.157,95 3.424,34

3. Sonstige Vermögensgegenstände 518.406,39 717.537,64

682.028,67 847.279,93

III.

1.543.884,06 2.217.517,32

2.259.402,99 3.090.653,00

Forderungen und sonstige 

Vermögensgegenstände

Anlagevermögen

Sachanlagen

Finanzanlagen

Umlaufvermögen

Vorräte

Kassenbestand, Bundesbankguthaben, 

Guthaben bei Kreditinstituten und 

Schecks

 

P A S S I V A 31.12.2025 31.12.2024

EUR EUR EUR EUR

A.

I. 2.063.000,00 2.063.000,00

II.

1. Andere Gewinnrücklagen 37.151.097,42 36.269.379,05

37.151.097,42 36.269.379,05

III. 1.059.910,80 1.831.718,37

40.274.008,22 40.164.097,42

B.

1. 267.900,00 212.100,00

267.900,00 212.100,00

C.

1.

6.703.125,00 7.190.625,00

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr:

EUR 487.500,00 (Vj: EUR 487.500,00)

2.

301.866,58 74.142,44

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr:

EUR 301.866,58 (Vj: EUR 74.142,44)

3.

17.047,33 8.139,02

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr:

EUR 17.047,33 (Vj: EUR 8.139,02)

4. 30.154,64 30.978,41

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr:

EUR 30.154,64 (Vj: EUR 30.978,41)

7.052.193,55 7.303.884,87

Eigenkapital

Stammkapital

Gewinnrücklagen

Jahresgewinn

Sonstige Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 

Leistungen

Rückstellungen

Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 

Unternehmen

Sonstige Rückstellungen

Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten

 

47.594.101,77 47.680.082,29  47.594.101,77 47.680.082,29  
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Ronneburg

Gewinn- und Verlustrechnung
für das Wirtschaftsjahr 2025

2025 2024
EUR EUR EUR

1. 1.353.432,43 1.299.660,80
2. 12.764,70 2.128,42
3.

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 
und für bezogene Waren -426.326,91 -398.627,66

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen -462.849,23 -469.536,28
-889.176,14 -868.163,94

4.
a) Löhne und Gehälter -871.462,91 -817.644,38
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für 

Altersversorgung und für Unterstützung -238.870,43 -235.793,91
-1.110.333,34 -1.053.438,29

5.
a) auf immaterielle Vermögensgegenstände des 

Anlagevermögens und Sachanlagen -161.449,18 -167.617,44
b) auf Vermögensgegenstände des 

Umlaufvermögens, soweit diese die in der 
Kapitalgesellschaft üblichen Abschreibungen 
überschreiten -62,38 -237,91

-161.511,56 -167.855,35
6. -99.584,00 -98.853,47
7. 1.965.521,82 2.720.521,82
8. 28.101,99 39.822,36
9. -37.842,18 -40.474,70
10. 1.061.373,72 1.833.347,65
11. -1.462,92 -1.629,28
12. 1.059.910,80 1.831.718,37Jahresgewinn

Zinsen und ähnliche Aufwendungen

Sonstige Steuern
Ergebnis nach Steuern

Umsatzerlöse
Sonstige betriebliche Erträge
Materialaufwand

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge

Personalaufwand

Abschreibungen

Sonstige betriebliche Aufwendungen
Erträge aus Beteiligungen
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Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 

 
Anhang 

 
I. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 

Auf den Jahresabschluss des Eigenbetriebes zum 31. Dezember 2025 wurden gemäß § 22 des 
Hessischen Eigenbetriebsgesetzes (EigBGes) die Vorschriften der Rechnungslegung und Prüfung 
für große Kapitalgesellschaften angewendet. 
 
Im Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 sind die Gegenstände des Anlagevermögens zu 
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten, vermindert und planmäßige Abschreibungen, bewertet.  
 
Die Gegenstände des Anlagevermögens werden zu Anschaffungskosten (Rechnungspreise 
zuzüglich Nebenkosten abzüglich Skonti), vermindert um planmäßige Abschreibungen, angesetzt. 
Bei den Gegenständen, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, werden die Abschreibungen planmäßig 
nach Maßgabe der steuerlich vorgesehenen Abschreibungstabellen ermittelt. Die Anlagenzugänge 
im Zugangsjahr werden pro rata temporis abgeschrieben. 
 
Für Geschirr, Bett-, Tisch- und Hauswäsche wurden im Rahmen der Eröffnungsbilanz Festwerte 
gebildet. Diese Festwerte wurden gemäß § 240 Abs. 3 HGB im Geschäftsjahr 2024 überprüft. 
 
Unter den Finanzanlagen werden die Beteiligungen des Main-Kinzig-Kreises an der EAM Sammel- 
und Vorschalt2-GmbH und den Kreiswerken Main-Kinzig ausgewiesen. Der Kreis hat beide 
Beteiligungen in das Betriebsvermögen der Jugend- und Freizeiteinrichtungen eingelegt. 
 
Der Bestand an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen wurde durch Stichtagsinventur festgestellt und mit 
Einstandspreisen bewertet. Das Niederstwertprinzip wird beachtet. 
 
Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände werden mit dem Nennwert oder mit dem 
am Bilanzstichtag niedrigeren beizulegenden Wert angesetzt. Bei Forderungen, deren 
Einbringlichkeit mit erkennbaren Risiken behaftet ist, werden angemessene Wertabschläge 
vorgenommen. Uneinbringliche Forderungen werden abgeschrieben. 
 
Zur Abdeckung des allgemeinen Kreditrisikos bei Forderungen aus Lieferungen und Leistungen ist 
eine Pauschalwertberichtigung gebildet. 
 
Der Kassenbestand und die Guthaben bei Kreditinstituten werden zum Nennwert angesetzt. 
 
Bei der Bemessung der Rückstellungen wurde allen erkennbaren Risiken Rechnung getragen. Sie 
wurden mit dem nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrag 
angesetzt. 
 
Verbindlichkeiten sind mit dem Erfüllungsbetrag bilanziert. 
 
 
 

II. Erläuterung zur Bilanz 
 

1. Anlagevermögen 
 
Die Aufgliederung und Entwicklung des Anlagevermögens mit den Anschaffungskosten und den 
kumulierten Abschreibungen gemäß § 25 Abs. 2 EigBGes ergibt sich aus dem separat 
dargestellten Anlagenspiegel. 
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2. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
 

  
 

2025 

davon mit einer 
Restlaufzeit von mehr 

als einem Jahr 
  

EUR 
 

EUR 
 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen   98.464,33 0,00 
Forderungen gegen verbundene 
Unternehmen 

 
  65.157,95 

 
0,00 

Sonstige Vermögensgegenstände 518.406,39 0,00 

 
Die sonstigen Vermögensgegenstände sind im wesentlichen Forderungen an das Finanzamt aus 
anrechenbarer Kapitalertragsteuer, anrechenbarer Körperschaftsteuer und anrechenbarem 
Solidaritätszuschlag zum Bilanzstichtag. 

 
3. Rückstellungen 

 
Rückstellungen wurden im Geschäftsjahr 2025 für folgende Aufwendungen gebildet: 
 

Rückstellung Jahresabschluss 
(Erstellung/Prüfung/Archivierung) 

25.000,00 EUR 

Rückstellungen Personal (am Bilanzstichtag vorhandener 
Resturlaub/Überstunden sowie Berücksichtigung eines Er- 
stattungsbetrages zugunsten der Zusatzversorgungskasse) 242.900,00 EUR 

 
 

267.900,00 EUR 

 
4. Verbindlichkeiten 

 
Die Fristigkeit der Verbindlichkeiten und die sonstigen Angaben sind aus der nachstehenden 
Übersicht zu entnehmen: 
 

 
Position Gesamt Davon mit 

einer 
Restlaufzeit 
bis zu einem 

Jahr 

Davon mit 
einer 

Restlaufzeit 
von mehr als 
einem Jahr 

Davon mit 
einer 

Restlaufzeit 
über 5 Jahren 

 
 

EUR EUR EUR EUR 

1. Verbindlichkeiten gegen- 
über Kreditinstituten 
(Vorjahr) 

6.703.125,00 
 

(7.190.625,00) 

487.500,00 
 

(487.500,00) 

6.215.625,00 
 

(6.703.125,00) 

4.265.625,00 
 

(4.753.125,00) 
2. Verbindlichkeiten aus 

Lieferungen und Leistungen 
(Vorjahr) 

301.866,58 
 

(74.142,44) 

301.866,58 
 

(74.142,44) 

0,00 
 

(0,00) 

0,00 
 

(0,00) 
3. Verbindlichkeiten 

gegenüber verbundenen 
Unternehmen 
(Vorjahr) 

17.047,33 
 
 

(8.139,02) 

17.047,33 
 
 

(8.139,02) 

0,00 
 
 

(0,00) 

0,00 
 
 

(0,00) 
4. Sonstige Verbindlichkeiten 

(Vorjahr) 
 

30.154,64 
(30.978,41) 

30.154,64 
(30.978,41) 

 

0,00 
(0,00) 

0,00 
(0,00) 

Gesamtbetrag 
(Vorjahr) 

7.052.193,55 
(7.303.884,87) 

835.568,55 
(600.759,87) 

6.215.625,00 
(6.703.125,00) 

4.265.625,00 
(4.753.625,00) 
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III. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 
 
Die Umsatzerlöse setzen sich wie folgt zusammen: 
 

 2025 Vorjahr 
  

EUR 
 

EUR 
 

Erlöse aus Unterkunft und Verpflegung 
Hausgäste 

1.148.415,87 1.015.112,65 

Erträge aus Warenverkäufen    91.079,98    93.669,04 
Benutzungsgebühren    58.211,68    90.621,73 
Sonstige Umsatzerlöse    55.724,90   100.257,38 
 1.353.432,43 1.299.660,80 

 
 
Im Geschäftsjahr 2025 waren durchschnittlich bei den Jugend- und Freizeiteinrichtungen beschäftigt: 
 

 Jugendzentrum 
Ronneburg 

  
Arbeiter und Angestellte in 
Vollkräften (VK-Anteile) 

15,36 

(Vergleich Vorjahr) (16,09) 

 
 
Dabei entstanden folgende Personalausgaben: 
 
a) Löhne und Gehälter       2025   Vorjahr 
          EUR     EUR 
 

       871.462,91  817.644,38 
 
 

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen 
 für Altersversorgung und für Unterstützung     2025   Vorjahr 
          EUR     EUR 
 
       238.870,43  235.793,91 
 
 
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten einen Verwaltungskostenbeitrag, der 
entsprechend der jeweiligen personellen Beanspruchung der Kreisverwaltung oder anderer 
Einrichtungen des Trägers anteilig aus den Personal- und Sachkosten berechnet wurde. 
 
Bei den Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises bestehen sonstige finanzielle 
Verpflichtungen aus Miet- und Leasingverträgen in jährlicher Höhe von EUR 6.543,60. 
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IV. Ergebnisverwendungsvorschlag 
 
Die Betriebsleitung wird dem Kreistag vorschlagen, das Ergebnis wie folgt zu verwenden: 
 
Jahresüberschuss 2025     1.059.910,80 EUR 
 
Einstellung in Allgemeine Rücklagen       404.910,80 EUR 
Ausschüttung an den Träger        655.000,00 EUR 
 
 
 

V. Sonstige Angaben 
 
Der Main-Kinzig-Kreis hält 22,8% der Anteile an der EAM Sammel- und Vorschalt 2 GmbH, Kassel 
mit einem Nennbetrag von 5.700 Euro am Stammkapital. Über die Beteiligung an der EAM Sammel- 
und Vorschalt 2 GmbH ist der Main-Kinzig-Kreis zu ca. 2,4% an der gesamten EAM-Gruppe beteiligt. 
Darüber hinaus hält der Main-Kinzig-Kreis 75,5% der Anteile an der Kreiswerken Main-Kinzig GmbH, 
Gelnhausen, mit einem Nennbetrag von 3.095.500 Euro am Stammkapital. Die Beteiligungen sind 
die allesamt in das Betriebsvermögen der Jugend- und Freizeiteinrichtungen eingelegt.  
 
Die genannten Beteiligungen werden zum Bilanzstichtag mit folgenden Werten ausgewiesen: 
 

• Kreiswerke Main-Kinzig GmbH  28.731.868,72 EUR  

• EAM Sammel- und Vorschalt 2 GmbH   10.982.322,43 EUR 
 
Die im Jahr 2025 ausgeschütteten Dividenden der Beteiligungen betrugen einschließlich 
Steuergutschriften insgesamt EUR 1.965.521,82 (Vorjahr: EUR 2.720.521,82). Die 
Ausschüttungsbeträge einschließlich der Steuergutschriften werden im vorliegenden 
Jahresabschluss unter den Beteiligungserträgen ausgewiesen. 
 
Das Wirtschaftsprüferhonorar für das Geschäftsjahr 2025 betrug insgesamt 5.300,00 Euro zuzügl. 
MwSt. 
 
 
 

VI. Betriebsleitung 
 
Gemäß § 4 Absatz 1 der Betriebssatzung i. V. mit den Bestimmungen des Hessischen 
Eigenbetriebsgesetzes wird die Leitung des Eigenbetriebes durch einen Betriebsleiter 
wahrgenommen. Der Betriebswirt Reinhold Walz, MSc wurde durch den Kreisausschuss bestellt. 
 
 
 

VII. Mitglieder der Betriebskommission 
 
Die nach § 6 der Eigenbetriebssatzung berufene Betriebskommission setzte sich im Berichtsjahr wie 
folgt zusammen: 
 

1. Andreas Hofmann, Erster Kreisbeigeordneter und Betriebskommissionsvorsitzender 
 

2. Thorsten Stolz, Landrat und Finanzdezernent 
 

3. Iris Schröder, Kreisbeigeordnete 

 

4. Celine Marquart, Kreistagsabgeordnete 

 

5. Ercan Celik, Kreistagsabgeordneter 
 

6. Joachim Lucas, Kreistagsabgeordneter 
 





Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises Entwicklung des Anlagevermögens zum 31. Dezember 2025

Anfangsstand Zugang Umbuchungen Abgang Endstand Anfangsstand
Geschäftsjahres

Entnahme für 
Abgänge Endstand am Ende des 

Geschäftsjahres
am Ende des 

Vorjahres

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR
Sachanlagen

Abschreibungen 
des 

Grundstücke 2.508.461,91 0,00 0,00 2.508.461,91 0,00 0,00 0,00 0,00 2.508.461,91 2.508.461,91

Betriebsbauten 8.502.914,09 0,00 0,00 8.502.914,09 6.646.083,09 88.049,00 0,00 6.734.132,09 1.768.782,00 1.856.831,00

Außenanlagen 1.532.041,64 0,00 0,00 1.532.041,64 1.469.540,64 5.151,00 0,00 1.474.691,64 57.350,00 62.501,00

Versorgungs- und Sportanlagen 1.101.653,51 0,00 0,00 1.101.653,51 1.036.129,51 5.657,00 0,00 1.041.786,51 59.867,00 65.524,00

Technische Anlagen 562.346,68 0,00 0,00 562.346,68 320.727,68 29.291,00 0,00 350.018,68 212.328,00 241.619,00

Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.000.588,81 59.333,44 0,00 10.919,85 1.049.002,40 924.508,81 29.927,44 10.919,85 943.516,40 105.486,00 76.080,00

BGA Sammelposten (> 150 < 1000 Euro) 16.505,48 0,00 0,00 16.505,48 16.505,48 0,00 0,00 16.505,48 0,00 0,00

Festwerte BGA 43.564,09 0,00 0,00 43.564,09 20.564,09 0,00 0,00 20.564,09 23.000,00 23.000,00

Geringwertige Wirtschaftsgüter 54.925,90 3.373,74 0,00 344,49 57.955,15 54.925,90 3.373,74 344,49 57.955,15 0,00 0,00

Anlagen im Bau 41.221,23 844.011,49 0,00 0,00 885.232,72 0,00 0,00 0,00 0,00 885.232,72 41.221,23

Summe Sachanlagen 15.364.223,34 906.718,67 0,00 11.264,34 16.259.677,67 10.488.985,20 161.449,18 11.264,34 10.639.170,04 5.620.507,63 4.875.238,14

Finanzanlagen

Beteiligungen 39.714.191,15 0,00 0,00 0,00 39.714.191,15 0,00 0,00 0,00 0,00 39.714.191,15 39.714.191,15

Summe Finanzanlagen 39.714.191,15 0,00 0,00 0,00 39.714.191,15 0,00 0,00 0,00 0,00 39.714.191,15 39.714.191,15

Gesamtsumme 55.078.414,49 906.718,67 0,00 11.264,34 55.973.868,82 10.488.985,20 161.449,18 11.264,34 10.639.170,04 45.334.698,78 44.589.429,29

Restbuchwerte

Posten des Anlagevermögens

Entwicklung der AbschreibungenEntwicklung der Anschaffungs- und Herstellungskosten

Anlage 3a 
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1. Allgemeine Angaben 
 
Auf der Grundlage eines Beschlusses des Kreistages des Main-Kinzig-Kreises vom 04. Dezember 1992 
werden das „Jugendzentrum Ronneburg“ und das „Jugend- und Familiengästehaus Bernau“ mit Wirkung 
ab dem 01. Januar 1993 als Eigenbetrieb nach den Bestimmungen des Hessischen Eigenbetriebsgeset-
zes (EigBGes) geführt. 
 
Die Betriebssatzung gilt entsprechend ihrer letzten Änderung in der Kreistagssitzung vom 23. Februar 
2024. 
 
Gemäß § 4 Absatz 1 EigBGes wird die Leitung des Eigenbetriebes durch einen Betriebsleiter wahrge-
nommen. Der Betriebsleiter Reinhold Walz, MSc wurde durch den Kreisausschuss bestellt. 
 
Zweck des Eigenbetriebes ist die Unterbringung, Betreuung und Beköstigung von jungen und erwachse-
nen Menschen in den Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises im Rahmen von Erzie-
hung, Erholung und einer sonstigen sinnvollen Freizeitgestaltung, die Sicherstellung des Personalerho-
lungswerkes des Main-Kinzig-Kreises sowie die Beteiligung an der EAM Sammel- und Vorschalt-2 GmbH 
und der Kreiswerke Main-Kinzig GmbH. 
 
Diese Satzungszwecke wurden im Geschäftsjahr insbesondere durch die Unterhaltung des Jugendzent-
rums Ronneburg verwirklicht, während das Jugend- und Familiengästehaus Bernau bereits mit Wirkung 
zum 01. Januar 2010 an einen privaten Investor veräußert wurde. 
 
Die nach § 6 der Eigenbetriebssatzung berufene Betriebskommission setzte sich zum Ende des Berichts-
jahres wie folgt zusammen: 
 
1. Andreas Hofmann, Erster Kreisbeigeordneter, Vorsitzender 

 

2. Thorsten Stolz, Landrat und Finanzdezernent 
 

3. Iris Schröder, Kreisbeigeordnete 
 

4. Celine Marquart, Kreistagsabgeordnete 
 

5. Ercan Celik, Kreistagsabgeordneter 
 

6. Joachim Lucas, Kreistagsabgeordneter 
 

7. Julia Czech, sachkundige Bürgerin 
 

8. Pascal Reddig, sachkundiger Bürger 
 

9. Elke Schmitt-Wolf, Personalratsvorsitzende Eigenbetrieb 
 

10. Julia Jahn, Personalratsmitglied Eigenbetrieb 
 

Die Betriebskommission trat im Berichtsjahr zu 3 Sitzungen zusammen. Hierbei wurden, unter Beachtung 
der vom Kreisausschuss beschlossenen Geschäftsordnung, insgesamt 26 Tagesordnungspunkte behan-
delt. 
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2. Angaben zum Geschäftsverlauf 
 

2.1 Wesentliche Vorgänge im Geschäftsjahr 
 
Die zurückliegenden Jahre haben mit der „Corona-Pandemie“ und den Auswirkungen des fast nahtlos 
anknüpfenden „Ukraine-Krieges“ unsere gesamte Gesellschaft vor bislang nicht gekannte und in Teilen 
wohl auch überfordernde Herausforderungen gestellt. 
 
Durch die Pandemie und die Folgen des Krieges wurde auch die Entwicklung des Jugendzentrums zeit-
weise beeinträchtigt. 
 
So haben die pandemiebedingten Beherbergungsverbote der Jahre 2020/2021 sowie die zeitweise Un-
terbringung von ukrainischen Kriegsflüchtlingen in den Jahren 2022/2023 ihre Spuren in den wirtschaftli-
chen Ergebnissen hinterlassen und die damit verbundene Verunsicherung der Gästegruppen war, wenn 
auch mit abnehmender Tendenz, noch in den Folgejahren in Form von zögerlichem Buchungsverhalten 
und generell kurzfristigeren Buchungen zu spüren. 
 
Dennoch darf man an dieser Stelle, gerade auch mit Blick auf andere Unternehmen in Hotellerie, Gastro-
nomie und Einzelhandel, nicht gänzlich unzufrieden sein. Die Beherbergung von Bundeswehreinheiten, 
die den Main-Kinzig-Kreis im Pandemiegeschehen unterstützt haben, sicherte zumindest eine gewisse 
Grundauslastung und ein betriebliches Auskommen, sodass die gewohnten Abläufe auch in den Krisen-
jahren weitgehend beibehalten werden konnten. 
 
Etwas anders gelagert war die Unterbringung von ukrainischen Kriegsflüchtlingen. Der Krisenstab des 
Main-Kinzig-Kreises hatte, in Ermangelung anderer sofort verfügbarer Optionen, die Heranziehung des 
Jugendzentrums mit allen Gästehäusern als Erstaufnahmeeinrichtung zur Beherbergung von ukraini-
schen Kriegsflüchtlingen in der Zeit von März bis Mai 2022 und von nochmals mit einem Teil der Gäste-
häuser von November 2022 bis März 2023 beschlossen. In Folge dieser Beschlüsse mussten in den 
genannten Zeiträumen die Belegungsverträge von etwa 130 Gruppen aus der Schul- und Vereinsland-
schaft sehr kurzfristig aufgekündigt werden. Glücklicherweise hatten die allermeisten Gruppen ein gewis-
ses Verständnis für die Notlage der ukrainischen Menschen und die Entscheidungen des MKK-Krisen-
stabes, sodass die Stornierungen nur in wenigen Fällen größere Verwerfungen bis hin zu einem Abbruch 
der Geschäftsbeziehung zur Folge hatten. 
 
Die vollständige Rückkehr zum Regelbetrieb ist im April 2023 erfolgt, sodass das Geschäftsjahr 2024, 
erstmals seit 2019, wieder ganzjährig ohne krisenbedingte Einflüsse geblieben ist. 
 
Bedingt durch die großen und wechselnden Herausforderungen der vergangenen Jahre, verbleibt für die 
kommenden Perioden nun erneut die Hoffnung bzw. der Anspruch, die Belegung und Auslastung im Ju-
gendzentrum Ronneburg dauerhaft auf das hohe Niveau der „Vor-Corona-Zeit“ zurückzuführen. 
 
Um dieses Ziel letztlich erreichen zu können ist die zukunftsorientierte Ausrichtung und die punktuelle 
Ergänzung des Angebots eine immens wichtige Basis. Damit verbunden ist auch die Möglichkeit zur Er-
schließung neuer Kundengruppen. Daher wurde in den vergangenen Jahren unter anderem an attraktiven 
Angeboten für Kleingruppen (max. 8 10 Personen) gearbeitet.  
 
Um der Nachfrage von Kleingruppen (insbesondere bei Menschen mit Beeinträchtigungen, Wanderern, 
Radtouristen, Kurzurlaubern, Familien, Firmen) und sogar Einzelpersonen künftig Rechnung tragen zu 
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können, wurden die Angebotsalternativen „Röhrenhotel“ und „Gästehaus F“ erarbeitet und umgesetzt. 
Für diesen Personenkreis war der Zugang zum JZR in der Vergangenheit erschwert bzw. zumindest mit 
zusätzlichen Umständen verbunden. 
 
Mit Realisierung des sog. „Röhrenhotels“ wurden die Kapazitäten des Jugendzentrums um zehn zusätz-
liche Plätze erhöht und damit erstmals auch ein Angebot für Individualreisende und Kleingruppen ge-
schaffen. Hierbei handelte es sich allerdings nur um ein saisonales Angebot von Mai – Oktober, da die 
Röhren gänzlich ungedämmt und nicht beheizt sind. 
 
Ganzjähriges Entwicklungs- bzw. Stabilisierungspotential bietet dagegen das im Jahr 2019 fertig gestellte 
und in Betrieb genommene „Gästehaus F“. Dieses ist als Ersatzneubau an Stelle der leerstehenden und 
nicht mehr für betriebliche Zwecke zu nutzenden Personalwohnhäuser entstanden. Die Kapazität des 
eingeschossigen Gästehauses beläuft sich im Regelbetrieb auf 16 Plätze in 8 Doppelzimmern. Alle 
Räumlichkeiten befinden sich auf einer Ebene, sodass das Jugendzentrum seither auch Menschen mit 
Beeinträchtigungen ein adäquates Übernachtungs- und Tagungsangebot unterbreiten kann, in dem sie 
nicht auf weitere Hilfsmittel angewiesen sind.  
 
Über einen deutlich verbesserten und zukunftssicheren Standard hinaus, ermöglicht das neue „Gäste-
haus F“ perspektivisch auch die Sanierung der Bestandsgebäude (Gästehäuser A – E) ohne sofortige 
Kapazitätsverluste und Belegungseinbrüche in Kauf nehmen zu müssen. 
 
Letztlich wurden auch die Zeiten der pandemiebedingten Schließungen und Beherbergungsverbote sowie 
die zeitweise Nutzung als Erstaufnahmeeinrichtung für Kriegsflüchtlinge zur Weiterentwicklung des Ju-
gendzentrums genutzt. Folgerichtig lag ein Investitionsschwerpunkt in der Nachrüstung eines Aufzuges 
im Haupthaus, sodass nun auch dort alle Ebenen mit Seminar- und Veranstaltungsräumlichkeiten barri-
erefrei erreichbar sind. 
 
Im gleichen Zuge wurden, in Abstimmung mit den Fachbehörden des Main-Kinzig-Kreises, die Arbeiten 
zur Ertüchtigung der Flucht- und Rettungswege sowie die Nachrüstung einer flächendeckenden Rauch-
warneinrichtung deutlich forciert. Der Abschluss dieser Maßnahmen ist im Geschäftsjahr 2024 erfolgt. 
 
Darüber hinaus wurde in Abstimmung mit der Betriebskommission und dem Main-Kinzig-Kreis als Träger 
des Eigenbetriebes eine Strategie zur Sanierung der Schwimmhalle erarbeitet. 
 
Aufgrund von zunehmenden Altersschäden soll das über 50 Jahre alte Hallenbad des Jugendzentrums 
Ronneburg im Geschäftsjahr 2025 saniert werden. Das Hallenbad wird aktuell von 7 Schulen im Main-
Kinzig- bzw. Wetteraukreis für den schulischen Schwimmunterricht genutzt. Ergänzend erfährt das Bad 
eine starke Nutzung durch den Vereinssport sowie den sportbegeisterten Haus- und Tagesgästen des 
Jugendzentrums. Es ist als ganzjährig genutztes Bad aber auch für Menschen mit Beeinträchtigungen 
mit gesonderten Badezeiten in einem geschützten Rahmen von besonderer Bedeutung. Die Sanierung 
mit einem berechneten Volumen von aktuell ca. 1,4 Mio. umfasst den Badebereich und alle Nebenräume. 
 
Die geplante Sanierung wurde mit Beschluss des Kreistages vom 13. Dezember 2024 als führendes Pro-
jekt in die Vorschlags- und Prioritätenliste des Main-Kinzig-Kreises aufgenommen und somit dem Land 
Hessen zwecks unterstützender Förderung nachdrücklich empfohlen. 
 
Nach abgeschlossener Vorprüfung hat das Hess. Ministerium für Familie, Senioren, Sport, Gesundheit 
und Pflege (HMFG) den Eigenbetrieb nunmehr mit Schreiben vom 17. März 2025 zur Antragstellung nach 
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den Bestimmungen des hessischen Schwimmbad-Investitions- und Modernisierungsprogrammes 
„SWIMplus“ aufgefordert. 
 
Seitens des Landes wird hierfür, vorbehaltlich der Antragsprüfung, eine Zuwendung in Höhe von bis zu 
428 TEUR in Aussicht gestellt. Der Differenzbetrag wird aus Eigenmitteln des Betriebes finanziert. 
 
Im perfekten Zusammenwirken zwischen Betrieb, der politischen Spitze des Main-Kinzig-Kreises und 
dem Architekten Gösta Weber wurde der Förderantrag sowie die begleitenden Unterlagen zum Sanie-
rungsprojekt sehr schnell und vollständig zusammengestellt, sodass die Unterlagen am 11. April 2025 in 
Wiesbaden übergeben werden konnten. 
 
Die Antragsprüfung des Ministeriums wurde daraufhin am 8. Mai 2025 abgeschlossen. Der Antrag war 
vollständig und plausibel, sodass auf einen weiteren Antrag des Eigenbetriebes seitens des Ministeriums 
auch ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn gewährt und die Vergabe von Bauleistungen erfolgen konnte. 
 
Die Arbeiten liegen nach wie vor ziemlich genau im Zeitplan.  
 
Die peu á peu durchgeführten Abbruch- und Rückbauarbeiten verliefen in den vergangenen Monaten 
insgesamt ohne allzu große Probleme und vor allem ohne unliebsame Überraschungen, was bei einer so 
grundlegenden und tiefgreifenden Sanierung eines Gebäudes aus den frühen 1970er Jahren beileibe 
nicht selbstverständlich ist. 
 
Auch die Arbeiten zur vollständigen Erneuerung der Lüftungsanlagen sowie der Heizungs-, Sanitär- und 
Elektroinstallation stehen in allen Räumen kurz vor dem Abschluss. Schreiner und Trockenbauer haben 
parallel ebenfalls schon die meisten Wand- und Deckenoberflächen erneuert. 
 
Zum Berichtszeitpunkt finden die abschließenden Grundreinigungen, die Bauabnahmen und die Wieder-
befüllung des Schwimmbeckens statt. Diese wird langsam und abschnittsweise erfolgen, um die neue 
Konstruktion auf 100%ige Dichtigkeit und Belastbarkeit prüfen zu können. 
 
Selbstverständlich werden in dieser Phase auch die Wasserwerte sehr engmaschig geprüft und in Ab-
stimmung mit den Gesundheitsbehörden bewertet, um eine reibungslose und sichere Wiederaufnahme 
des Badebetriebes zu gewährleisten. 
 
Wenn auch dies bis Ende März alles planmäßig funktioniert, sollte einer Wiedereröffnung des Bades und 
damit auch die Wiederaufnahme des Schul- und Vereinsschwimmbetriebes nach den Osterferien (ab 13. 
April 2026) nichts entgegenstehen. 
 
 

2.2 Die Jahresziele im Geschäftsjahr 
 
Wirtschaftliche Jahresziele 
 

• Belegungsergebnis: Das Ziel von mindestens 30.000 Übernachtungen wurde knapp verfehlt. 
Mit 29.563 Übernachtungen wurde jedoch das fünftbeste Ergebnis in der über 50-jährigen Ge-
schichte des JZR erzielt. 

• Jahresüberschuss: Das Ergebnis zeigt einen Überschuss von +1.060 TEUR, was den geplan-
ten Wert von 1.083 TEUR nahezu erreicht hat. 
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• Gewinnausschüttung: Die geplante Ausschüttung von mindestens 950 TEUR an den Träger 
wurde im November 2025 erfolgreich realisiert. 

• Neukundengewinnung: Das Ziel von 50 Neukunden pro Jahr wurde exakt erreicht. 
 
Qualitätsziele 
 

• Rücklaufquote der Gästebefragung „Qualimeter“: Die angestrebte Rücklaufquote von 40% 
wurde mit 40,8% übertroffen. 

• Nachhaltigkeit: Auch ohne die Pflicht zur Berichterstattung gemäß der HGO-Novellierung im 
Jahr 2025 wurden zahlreiche Maßnahmen umgesetzt, wie etwa die Förderung regionaler Ge-
schäftspartner, Energieeinsparungen und ein Klimascout-Projekt, das 2026 in die Umsetzung 
geht. 

• Qualitätshandbuch: Die Erstellung und Integration eines internen Qualitätshandbuchs für alle 
Mitarbeiter befindet sich noch in Arbeit. 

 
Zukunftsfähigkeit 
 

• Sanierung der Schwimmhalle: Das Sanierungskonzept wurde im Rahmen des Budgets von 1,4 
Mio. Euro und dem Bauzeitenplan ab Mai 2025 erfolgreich in Angriff genommen. Durch Förder-
mittel in Höhe von 428 TEUR konnte der Sanierungsumfang im Vergleich zum ursprünglichen 
Plan erweitert werden. 

• Sanierung der Versorgungsleitungen: Ein grobes Sanierungskonzept für die maroden Versor-
gungsleitungen (Nahwärme und Wasser) wurde erarbeitet. Die Maßnahme wurde im Einverneh-
men mit der Betriebskommission und dem Träger auf 2027 verschoben. 

 
Personalziele 
 

• Mitarbeiterfördergespräche: Einige Gespräche wurden im Jahr 2025 durchgeführt. Ausste-
hende Gespräche werden im Jahr 2026 nachgeholt. 

• Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit: Eine vollständige Überprüfung der Arbeitsplätze wurde 
im Juli 2025 gemeinsam mit einer externen Fachkraft durchgeführt. 

• Leistungsentgelt: Die Kriterien zur Ausschüttung des Leistungsentgelts nach TVöD wurden 
überprüft und auf der vereinbarten Grundlage umgesetzt. 

 
Außendarstellung/Öffentlichkeitsarbeit 
 

• Optimierung der Homepage: Wesentliche Bereiche der Homepage, wie „FAQ“, „Downloads“ 
und „Aktuelles“, wurden umfassend überarbeitet, um den Informationsgehalt zu verbessern. 

• Interne Kommunikation: Eine regelmäßige Kommunikation innerhalb des Teams sowie mit den 
Aushilfskräften im Rezeptionsdienst wurde etabliert, insbesondere an Abend- und Wochenend-
diensten. 

 
Fazit: Die Jahresziele 2025 wurden größtenteils erreicht. Besonders in den Bereichen der finanziellen 
Ergebnisse und der Gästezufriedenheit konnten sehr positive Ergebnisse erzielt werden. Einige Ziele, wie 
die Erstellung des Qualitätshandbuchs und die vollständige Umsetzung der Mitarbeitergespräche, erfor-
dern noch Nacharbeit, die im kommenden Jahr fortgesetzt wird. Die nachhaltigen Initiativen und die Sa-
nierungsprojekte tragen ebenfalls zu einer soliden Zukunftsfähigkeit des Unternehmens bei. 
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2.3 Wirtschaftliche Grundlagen / Belegung und Auslastung 

Jugendzentrum Ronneburg   
     

Auslastungsbasis Plätze Übernachtungen Maximalbelegung/Jahr 

Hausgäste (bis 31.12.2007) 88 300 26.400 Übernachtungen 

Hausgäste (ab 01.01.2008) 108 300 32.400 Übernachtungen 

Hausgäste (ab 01.04.2019) 124 300 37.200 Übernachtungen 

     

Übernachtungen Laufendes Jahr Vorjahr 

  31.12.2025 Auslastung 31.12.2024 Auslastung 

Hausgäste 29.563 79,47 % 29.572 79,49 % 

     

Tagesgäste Laufendes Jahr Vorjahr 

  IV. Quartal Gesamt IV. Quartal Gesamt 

mit Verpflegung 188 1.020 173 878 

ohne Verpflegung 2.388 13.301 5.160 17.348 

Röhrenhotel (saisonales Angebot Mai - Okt) 0 22 0 36 

 

Buchungsquote (Hausgäste) aufgrund von vor-
liegenden Belegungsverträgen 

I. Quartal 2026 II. Quartal 2026 III. Quartal 2026 

60% 100% 81% 
Vergleich Vorjahr 64% 108% 94% 

 
 

 
 
Im Berichtsjahr konnte mit 29.563 Übernachtungen von Hausgästen (Vorjahr: 29.572) und einer damit 
verbundenen Kapazitätsauslastung von 79,47 % (Vorjahr: 79,49 %) der sehr gute Vorjahreswert voll be-
stätigt werden. Die Übernachtungszahl des Jahres 2025 ist insgesamt der fünftbeste statistische Wert 
(Vorjahr: viertbester Wert) in der über 50-jährigen Historie des Jugendzentrums Ronneburg. 
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Demzufolge konnte somit natürlich auch das seit der Gründung des Eigenbetriebes (im Jahr 1993) er-
reichte Belegungsniveau, mit einem langjährigen Mittelwert von jetzt 25.414 Übernachtungen, wiederum 
deutlich überboten werden. 
 
Eine wichtige Grundlage für die positive Bewertung aus Kundensicht ist nach wie vor das attraktive Ur-
sprungskonzept der Einrichtung mit seinen freistehenden Gruppenhäusern und dem sehr attraktiven 
Sport-, Freizeit- und Bildungsangebot. 
 
Darüber hinaus gibt auch die Zuordnung der Gäste zu übergeordneten Kategorien einen interessanten 
Einblick in die aktuelle Belegungsstruktur. 
 

 
 
Der marktseitige Erfolg des Jugendzentrums beruht mit der Gästeherkunft aus den Kundenkategorien 
„Schulen/KIGA“, „Vereine/Gruppen (Sport)“ und „Aus-, Fort- und Weiterbildung“, mit Ausnahme der Coro-
nazeit, seit Jahren auf drei annähernd gleichbedeutenden Säulen. Natürliche Schwankungen können so 
zwischen den Kategorien gut untereinander ausgeglichen und aufgefangen werden. 
 
Mit etwa 35 % Belegungsanteil stellen die „Vereine/Gruppen (Sport)“ auch im Jahr 2025 die größte Kun-
dengruppe, aber auch die „Schulen/Kindergärten“ mit rund 34 % und der „Aus-, Fort- und Weiterbildungs-
sektor“ mit etwa 19 % haben weiterhin einen hohen Anteil am Gesamtaufkommen. In kleinerem Umfang 
trugen auch „Vereine/Gruppen (Kultur)“ mit etwa 11 % und „Sonstige Gäste“ mit ca. 2% zum Belegungs-
ergebnis bei. 
 
Aufgrund des geschlossenen Schwimmbades (Sanierung seit Mai 2025 und noch bis Anfang April 2026) 
fällt die Anzahl der Tagesbesucher im abgelaufenen Jahr naturgemäß deutlich niedriger aus. Hier konnte 
mit 14.343 Tagesgästen (Vorjahr: 18.262) das Vorjahresniveau nachvollziehbarerweise nicht erreicht 
werden. Der langjährige Mittelwert (Durchschnitt seit 1993: 21.017 Tagesgäste) ist aber auch unabhängig 
von der Sanierung des Bades aktuell, vor allem durch die veränderte Strategie des Deutschen Fußball-
bundes (DFB) mit der Aufkündigung regionaler Stützpunktpartnerschaften, hier in Ronneburg für die Fuß-
ballkreise Gelnhausen und Büdingen, nicht erreichbar. 
 
 
 



Lagebericht der „Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises“ 2025 Anlage 4 

   Blatt  9 

 

2.4 Wirtschaftliche Grundlagen / Tarifbedingungen und Entgelte 
 
Die durch den Kreistag des Main-Kinzig-Kreises am 13. Dezember 2024 beschlossenen Nutzungsent-
gelte des Jugendzentrums wurden im Geschäftsjahr 2025 wie folgt abgerechnet. 
 
Vollpension Kinder bis zur Schulpflicht     30,00 Euro 
Vollpension Schülerinnen und Schüler     37,50 Euro 
Vollpension Studenten/Studentinnen und Auszubildende   40,00 Euro 
Vollpension junge Erwachsene (< 27 Jahre)    42,00 Euro 
Vollpension Erwachsene (>= 27 Jahre)     47,50 Euro 
Vollpension Gästehaus E      49,50 Euro 
Vollpension Gästehaus F      50,50 Euro 
Übernachtung im „Röhrenhotel“ (ohne Verpflegung)   28,00 Euro 
 
Bei Familienaufenthalten sind Kinder bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres entgeltfrei. 
 
Die Vollpension beinhaltet Übernachtung und drei Mahlzeiten sowie die Benutzung der Sport- und Frei-
zeiteinrichtungen mit Ausnahme des Saunabereiches und der Kegelbahn. 
 
 

3. Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
 

3.1 Vermögens- und Finanzlage 
 
Die Bilanzsumme des Eigenbetriebes hat sich im abgelaufenen Geschäftsjahr um 86 TEUR auf jetzt rund 
47.594 TEUR (Vorjahr: 47.680 TEUR) leicht reduziert. 
 
Von den Aktiva entfallen am Bilanzstichtag auf das Anlagevermögen 95,25 %, auf die Vorräte 0,07 %, 
auf die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände 1,43 %, während flüssige Mittel mit 3,24 % 
zu Buche schlagen. 
 
Insgesamt gesehen stellt sich das Anlagevermögen am Ende dieses Geschäftsjahres mit einem Wert von 
45.335 TEUR (Vorjahr: 44.589 TEUR) mit einer deutlichen Erhöhung dar. Anlagezugängen in Höhe von 
907 TEUR stehen dabei die Abschreibungen in Höhe von 161 TEUR, die Anlagenabgänge (-11 TEUR) 
sowie die darauf angesammelten Abschreibungen in gleicher Höhe (+11 TEUR) gegenüber. 
 
Darüber hinaus werden die Gebäude und Außenanlagen über die Erhaltungsaufwendungen des Erfolgs-
planes konsequent instandgesetzt und gehalten. Es droht daher trotz rückläufiger Restbuchwerte in eini-
gen Anlagegruppen weiterhin kein Investitionsstau. 
 
In den Passiva beläuft sich das Eigenkapital auf nunmehr 84,62 % (Vorjahr: 84,24 %) und setzt sich zum 
Bilanzstichtag wie folgt zusammen: 
 

Position 31.12.2025 31.12.2024 

Stammkapital 2.063 TEUR 2.063 TEUR 

Rücklagen 37.151 TEUR 36.269 TEUR 

Jahresfehlbetrag (-) / Jahresüberschuss (+) +1.060 TEUR +1.832 TEUR 

 40.274 TEUR 40.164 TEUR 
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Weiterhin schlagen sich in der Bilanz die Rückstellungen mit 0,56 %, die Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten mit 14,08 %, die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen mit 0,63 %, die Ver-
bindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen mit 0,04 % sowie die sonstigen Verbindlichkeiten 
mit nunmehr 0,06 % nieder. 
 
Die Liquidität des Betriebes war im Jahr 2025 jederzeit sichergestellt. 
 
 

3.2 Ertragslage 
 

Der Eigenbetrieb schließt das Berichtsjahr mit einem Jahresüberschuss von 1.059.910,80 Euro ab. 
Demgegenüber steht im Vorjahresvergleich ein Jahresgewinn in Höhe von 1.831.718,37 Euro. 
 
Insgesamt stellen sich in der Gegenüberstellung mit dem Vorjahr folgende Entwicklungen dar: 
 

Position 31.12.2025 31.12.2024 Veränderung 

+ Umsatzerlöse +1.353 TEUR +1.300 TEUR +53 TEUR 

+ Sonstige betriebliche Erträge +13 TEUR +2 TEUR +11 TEUR 

- Materialaufwand -889 TEUR -868 TEUR -21 TEUR 

- Personalaufwand -1.110 TEUR -1.053 TEUR -57 TEUR 

- Abschreibungen -162 TEUR -168 TEUR +6 TEUR 

- Sonstige betriebliche Aufwendungen -100 TEUR -99 TEUR -1 TEUR 

= Betriebsergebnis -895 TEUR -886 TEUR -9 TEUR 

+ Erträge aus Beteiligungen +1.966 TEUR +2.720 TEUR -754 TEUR 

+ Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge +28 TEUR +40 TEUR -12 TEUR 

- Zinsen und ähnliche Aufwendungen -38 TEUR -40 TEUR +2 TEUR 

= Finanzergebnis +1.956 TEUR +2.720 TEUR -764 TEUR 

= Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit +1.061 TEUR +1.834 TEUR -773 TEUR 

+ Außerordentliche Erträge 0 TEUR 0 TEUR 0 TEUR 

- Außerordentliche Aufwendungen 0 TEUR 0 TEUR 0 TEUR 

- Sonstige Steuern -1 TEUR -2 TEUR 0 TEUR 

= Jahresüberschuss +1.060 TEUR +1.832 TEUR -772 TEUR 

 
Der rückläufige Jahresüberschuss (-772 TEUR im Vergleich zum Vorjahr) fußt, wie unschwer zu erken-
nen, ganz wesentlich auf den ebenfalls stark zurückgegangenen Beteiligungserträgen (-754 TEUR). 
 
Ergänzend tragen aber auch niedrigere Zinserträge (-12 TEUR) und ein reduzierter Zinsaufwand (+2 
TEUR) zum verschlechterten Finanzergebnis (-764 TEUR) bei. 
 
Zudem offenbaren sich auf den zweiten Blick weitere interessante Veränderungen in einigen Einzelposi-
tionen. 
 
Ein Anstieg des Material- (-21 TEUR) und des Personalaufwands (-57 TEUR) wird durch ebenfalls stei-
gende Umsatzerlöse (+53 TEUR) sowie der sonstigen betrieblichen Erträge (+11 TEUR) und rückläufige 
Abschreibungen (+6 TEUR) nahezu vollständig kompensiert, sodass das Betriebsergebnis nur geringfü-
gig (-9 TEUR) niedriger ausfällt. 
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Alle anderen Aufwands- und Ertragspositionen sind im Vorjahresvergleich dagegen nahezu konstant ge-
blieben oder nur geringen Schwankungen unterworfen. 
 
 
 

4. Personalaufwand 
 

Der Personalaufwand stellt sich im Jahr 2025 mit 1.110 TEUR im Vergleich zum Vorjahr (1.053 TEUR) 
in Summe etwas erhöht dar. Ursächlich hierfür sind, bei einer durchschnittlich sogar etwas geringeren 
Stellenbesetzung (Abweichung: -0,73 Vollkräfte), einerseits die mit dem Tarifabschluss 2025/2026 ein-
hergehenden Entgelterhöhungen (3,0 % lineare Steigerung auf die Entgelttabelle, mindestens aber 110 
Euro je Vollkraft/Monat ergeben im Eigenbetrieb eine rechnerische Steigerung der Löhne und Gehälter 
um ca. 3,46 % ab April 2025). Andererseits spielen hier aber auch deutlich erhöhte Urlaubs- und Über-
stundenrückstellungen (+56 TEUR) eine entsprechende Rolle. 
 
Insgesamt waren im Geschäftsjahr dabei durchschnittlich 15,36 Stellen (Vergleich Vorjahr: 16,09 Stel-
len) besetzt. Diese teilen sich nach Vollkräften (VK) wie folgt auf: 
 

Bereich Jugendzentrum 
Ronneburg 

Vergleich Vor-
jahr 

Vergleich Wirt-
schaftsplanung 
(ohne Azubi) 

Verwaltung/Betriebsleitung (incl. Azubi) 3,75 3,47 3,50 

Küche 5,14 5,02 5,50 

Technischer Dienst 3,15 3,27 3,50 

Hauswirtschaft/Reinigung 3,32 4,33 5,00 

Insgesamt: 15,36 16,09 17,50 

 
 
 

5. Ausblick 
 

Wie bereits dargelegt hat sich der Betrieb in den vergangenen Jahren verstärkt seinem Kerngeschäft 
zugewandt und darüber hinaus die Entwicklung von zukunftssicheren Strukturen und Angeboten forciert. 
 
Dieser Leitgedanke wird, ergänzt um die Maßnahmen zur Sanierung bzw. zum Erhalt der betrieblichen 
Infrastruktur, auch die nächsten Geschäftsjahre wesentlich mitbestimmen. 
 
Insgesamt positiv ist weiterhin die Finanzausstattung des Betriebes herauszustellen. Aufgrund der vor-
handenen Eigenkapitalausstattung in Verbindung mit den Rücklagen können die geplanten Investitionen 
und Sanierungsmaßnahmen weiterhin aus eigener Kraft bewältigt werden. Zu deren Finanzierung bedarf 
es keiner Kreditaufnahme. 
 
Dies gilt auch für den Fall, dass der Träger seine, in den Eigenbetrieb eingelegten, Beteiligungen an der 
EAM Sammel- und Vorschalt2-GmbH oder den Kreiswerken Main-Kinzig teilweise veräußern oder die 
Beteiligungserträge auf ein deutlich niedrigeres Maß absinken sollten. 
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0112/26 ▪ MKJ ▪ 1061658 – Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 

Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises, Ronneburg 

Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 

Grundlage unserer Arbeiten ist der Prüfungsstandard IDW PS 720 des Instituts der Wirtschaftsprüfer 

in Deutschland e. V. (Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und 

der wirtschaftlichen Verhältnisse § 53 HGrG). Dieser Prüfungsstandard ist in Zusammenarbeit mit 

dem Bundesfinanzministerium, dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen erarbei-

tet worden. 

Die dort aufgeführten Fragen sind lückenlos zu beantworten. Soweit eine einzelne Frage für die 

geprüfte Einrichtung nicht einschlägig ist, ist dies zu begründen. Soweit sich die Beantwortung der 

Frage bereits aus der Berichterstattung über die Jahresabschlussprüfung ergibt, haben wir Verwei-

sungen vorgenommen. 

Der oben bezeichnete Fragenkatalog gliedert sich wie folgt: 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 

Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

Vermögens- und Finanzlage 

Ertragslage 

Beantwortung des Fragenkataloges: 

  



  Anlage 5 
Seite 2 
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie 

individualisierte Offenlegung der Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die 

Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisungen 

des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung 

(Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. 

des Konzerns? 

Es existiert eine Geschäftsordnung für die Betriebskommission und die Betriebsleitung. Bezüglich 

der Geschäftsverteilung zwischen den Leitungsorganen gelten die entsprechenden Bestimmungen 

der Betriebssatzung und des Eigenbetriebsgesetzes. Die bestehenden Regelungen entsprechen 

den Bedürfnissen des Eigenbetriebes. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden 

Niederschriften hierüber erstellt? 

Im Berichtsjahr haben drei Sitzungen der Betriebskommission stattgefunden. Die Niederschriften 

haben uns vorgelegen. 

Weiterhin befassten sich die Trägerorgane Kreisausschuss, Kreistag sowie die Fachausschüsse des 

Kreistages in diversen Sitzungen mit den durch das Eigenbetriebsgesetz festgelegten Bestimmun-

gen (z. B. Wirtschaftsplan, Zwischenberichte Jahresabschlüsse etc.). 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5 des 

Aktiengesetzes sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

Die Betriebsleitung ist in keinen weiteren Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 2 des Aktienge-

setzes tätig. 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) individualisiert 

im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen 

Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird 

dies begründet? 

In Ausübung des Wahlrechtes nach § 286 Abs. 4 HGB wird auf die Angaben über die Vergütung des 

Betriebsleiters verzichtet. Die Vergütung hat keine erfolgsbezogenen Komponenten, bzw. Kompo-

nenten mit langfristiger Anreizwirkung. Die Aufwandsentschädigung der Betriebskommission ist im 

Anhang angegeben. 
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0112/26 ▪ MKJ ▪ 1061658 – Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 

Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus 

dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich 

sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

Ein Organisationsplan ist größenbedingt nicht vorhanden; die Arbeitsbereiche und Zuständigkei-

ten/Weisungsbefugnisse ergeben sich aus der Geschäftsordnung für die Betriebsleitung und dem 

Eigenbetriebsgesetz. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird? 

Anhaltspunkte hierzu haben sich nicht ergeben. 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und dokumentiert? 

Die Betriebsleitung hat den Erlass des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport vom 

23. Dezember 2019 zur „Korruptionsvermeidung in hessischen Kommunalverwaltungen“ sowie das 

Merkblatt für Beschäftigte des Main-Kinzig-Kreises über die Annahme von Belohnungen und Ge-

schenken zur Kenntnis genommen und dieses Merkblatt allen Beschäftigten zur Kenntnisnahme 

zukommen lassen. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungsprozesse 

(insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditaufnahme und  

-gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten werden? 

Durch die Eigenbetriebssatzung liegen geeignete Richtlinien für wesentliche Entscheidungen (ins-

besondere Auftragsvergabe und Personalwesen) vor. Weiterhin werden die gesetzlichen Vorgaben 

der VOB und der VOL beachtet. Kreditaufnahmen werden, sofern erforderlich, durch den Träger im 

Rahmen der Wirtschaftsplanung festgelegt und sind zusätzlich durch die Finanzaufsicht beim Re-

gierungspräsidium Darmstadt zu genehmigen. Nach unseren Feststellungen wird danach verfahren. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksverwaltung, 

EDV)? 

Bestehende betriebsbezogene Verträge werden in der Verwaltung der Jugend- und Freizeiteinrich-

tungen des Main-Kinzig-Kreises aufbewahrt. Betriebsübergreifende Verträge (z. B. Versicherungs-

policen) werden in den Räumen des Main-Kinzig-Kreises verwahrt. 
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Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung der 

Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten – den Bedürfnissen des 

Unternehmens? 

Das Planungswesen – bestehend aus einem Erfolgsplan, Vermögensplan und einem fünfjährigen 

Finanzplan sowie einer Stellenübersicht – entspricht nach unseren Feststellungen den Bedürfnissen 

des Eigenbetriebes. 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

Eine systematische Untersuchung und Analyse der Planabweichungen wird für Abweichungen wäh-

rend des Jahres durchgeführt. 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den 

besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

Das Rechnungswesen entspricht den Anforderungen des Eigenbetriebes.  

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende 

Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

Eine laufende Liquiditätskontrolle erfolgt täglich. Alle bestehenden Forderungen und Verbindlichkei-

ten werden ständig überwacht. 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich 

Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind? 

Ein zentrales Cash-Management besteht größenbedingt nicht. 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist durch 

das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv 

eingezogen werden? 

Nach unseren Feststellungen ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung 

gestellt und durch das bestehende Mahnwesen zeitnah und effektiv eingezogen werden. Bei Zah-

lungsverzug wird umgehend gemahnt. Vor jeder Belegung werden 70 % der Rechnungssumme als 

Abschlagszahlung angefordert. 
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g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und umfasst es alle 

wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Die Einrichtung eines Controllings ist betriebsgrößenbedingt nicht geplant. Einzelne Controllingauf-

gaben werden von der Betriebsleitung, der Verwaltung, der Abteilungen Lohn- und Gehaltsabrech-

nung sowie der Finanzbuchhaltung wahrgenommen. Eine Überwachung erfolgt auch im Rahmen 

des Wirtschaftsplanes. 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der 

Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht? 

Die Überwachung der eingelegten Beteiligungen erfolgt durch den Main-Kinzig-Kreis. 

 

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und 

Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden 

können? 

Bestandsgefährdende Risiken liegen bei den Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-

Kreises in erster Linie in der Kapazitätsauslastung. Der Stand der Belegung wird permanent über-

wacht. Freien Kapazitäten soll durch Werbemaßnahmen und Sonderangebote entgegengewirkt wer-

den. 

Es existieren bisher schon Maßnahmen, die der Erkennung von Risiken dienen, wie beispielsweise 

Kennzahlensysteme, Abweichungsanalysen, Beschwerdemanagement oder permanente Kunden-

befragungen. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich 

Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 

Die von der Betriebsleitung ergriffenen Maßnahmen zur Risikoabwehr bzw. Risikobegrenzung sind 

bei konsequenter Anwendung und deren ständiger Überprüfung geeignet, ihren Zweck zu erfüllen. 

Anhaltspunkte, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden, haben sich nicht ergeben. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

Eine Dokumentation liegt in Teilbereichen vor. 
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d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem 

aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und 

angepasst? 

Die Frühwarnsignale werden regelmäßig analysiert. Bei Bedarf werden Gegenmaßnahmen einge-

leitet. Auskunftsgemäß ist eine kontinuierliche und systematische Weiterentwicklung der bislang vor-

genommenen und zukünftig noch zu ergreifenden Maßnahmen vorgesehen. 

 

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumenten 

sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt? Dazu gehört: 

Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden? 

Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen eingesetzt 

werden? 

Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Umfang dürfen 

offene Posten entstehen? 

Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien ausschließlich zulässig sind 

bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z. B. antizipatives Hedging)? 

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditionen 

und zur Risikobegrenzung? 

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumentarium 

zur Verfügung gestellt, insbesondere in Bezug auf 

Erfassung der Geschäfte 

Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse 

Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung 

Kontrolle der Geschäfte? 
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d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende 

Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen? 

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen? 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offenen 

Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt? 

Der Fragenkreis trifft auf den Eigenbetrieb nicht zu, da keine entsprechenden Geschäfte getätigt 

werden und auch in Zukunft nicht geplant sind, daher entfällt die Beantwortung dieses Fragenkrei-

ses. 
 

Fragenkreis 6: Interne Revision 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende interne 

Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch 

eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

Eine separate interne Revision besteht nicht. Die Revision erfolgt durch das Amt für Prüfung und 

Revision des Main-Kinzig-Kreises. 

b) Wie ist die Anbindung der internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Konzern? 

Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 

Es besteht keine Anbindung im Unternehmen. Daraus folgt, dass keine Interessenskonflikte beste-

hen können. 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der internen Revision/Konzernrevision 

im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinbare Funktionen (z. B. 

Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? Wann hat die interne 

Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche 

Revisionsberichte vor? 

Das Amt für Prüfung und Revision des Main-Kinzig-Kreises führte im Berichtsjahr Belegprüfungen 

in der Finanzbuchhaltung sowie unvermutete und angemeldete Kassenprüfungen durch. Es ergaben 

sich keine wesentlichen Beanstandungen. 

d) Hat die interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt? 

Schwerpunkte wurden mit dem Abschlussprüfer nicht abgestimmt. 

e) Hat die interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um welche 

handelt es sich? 

Es wurden keine bemerkenswerten Mängel aufgedeckt. 
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f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der internen 

Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die interne Revision/Konzernrevision die 

Umsetzung ihrer Empfehlungen? 

Die Empfehlungen werden zeitnah umgesetzt. 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, 

Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des 

Überwachungsorgans 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans 

zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist? 

Wir haben keine Kenntnisse erlangt, dass für von der Betriebskommission bzw. vom Kreistag zu 

genehmigende Rechtsgeschäfte und Maßnahmen keine Genehmigungen eingeholt wurden. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des 

Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

Kreditgewährungen lagen im Berichtsjahr nicht vor. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen 

ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden sind 

(z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

Nach den uns vorliegenden Erkenntnissen und Unterlagen sind anstelle zustimmungsbedürftiger 

Maßnahmen keine ähnlichen, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorge-

nommen worden. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, 

Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des 

Überwachungsorgans übereinstimmen? 

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine weiteren Feststellungen getroffen, die darauf schließen 

lassen, dass die Geschäfte nicht mit Gesetz, Eigenbetriebssatzung, den Geschäftsordnungen und 

den Beschlüssen der Betriebskommission und des Kreistages vereinbar sind. 
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Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle 

Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf 

Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

Die Prüfung der Wirtschaftlichkeit, der Finanzierbarkeit und der Risiken wird bei allen Investitionen 

in der Regel im Rahmen der Maßnahmenplanung und Aufstellung des Wirtschaftsplanes durchge-

führt. Die Investitionen werden von der Betriebsleitung angemessen geplant und vor Realisierung 

auf Rentabilität, Finanzierbarkeit und mögliche Risiken geprüft. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung nicht 

ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen (z. B. bei 

Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)? 

Es ergaben sich keine diesbezüglichen Anhaltspunkte. Die Unterlagen waren bei den Investitionen 

des Berichtsjahres ausreichend. 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend überwacht 

und Abweichungen untersucht? 

Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen werden laufend überwacht und 

Abweichungen untersucht. 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn 

ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

Überschreitungen lagen nicht vor. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 

Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

Den Abschluss von Leasing- oder vergleichbaren Verträgen nach Ausschöpfung der Kreditlinie ha-

ben wir nicht festgestellt. 

 

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. VOB, VOL, 

VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

Die Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) und die Verdingungsordnung für Leistungen 

(VOL) werden grundsätzlich angewendet. Den Ausschreibungen liegen Leistungsverzeichnisse zu-

grunde. Für Lieferungen und Leistungen Dritter werden in der Regel mehrere Angebote eingeholt. 

Dabei erhält der preiswerteste Bieter den Zuschlag, wenn nicht technisch-qualitative oder zeitliche 

Gründe eine andere Entscheidung erfordern. 
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Bei der Auftragsvergabe sind keine offenkundigen Verstöße gegen Vergaberichtlinien erkennbar. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote 

(z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

Konkurrenzangebote werden grundsätzlich eingeholt. 

 

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

Die Berichterstattung an die Betriebskommission ist in den Geschäftsordnungen für die Betriebs-

kommission und die Betriebsleitung geregelt. Nach unserem Eindruck wird entsprechend verfahren. 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 

Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Die Berichterstattung vermittelt nach unseren Feststellungen einen zutreffenden Eindruck von der 

wirtschaftlichen Lage des Eigenbetriebes. 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah 

unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß 

abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche 

Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

Soweit erkennbar, wurde die Betriebskommission über wesentliche Vorgänge zeitnah und angemes-

sen unterrichtet. Im Berichtsjahr lagen keine risikoreichen oder nicht ordnungsgemäß abgewickelten 

Geschäftsvorfälle vor. Gleiches gilt für Fehldispositionen und wesentliche Unterlassungen. 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf dessen 

besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

Im Berichtsjahr wurde in Abstimmung mit der Betriebskommission und dem Main-Kinzig-Kreis als 

Träger des Eigenbetriebes eine Strategie zur Sanierung der Schwimmhalle erarbeitet. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG oder 

unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine derartigen Feststellungen getroffen. 
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f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden 

Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert? 

Bisher wurde keine D&O-Versicherung abgeschlossen. Durch den Träger wurden jedoch für alle 

Mitarbeiter eine Vermögenseigenschadenversicherung sowie eine Haftpflichtversicherung abge-

schlossen. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans 

gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt worden? 

Interessenkonflikte der Mitglieder der Betriebsleitung und der Betriebskommission bestanden im Be-

richtsjahr lt. Auskunft nicht. 

 

Vermögens- und Finanzlage 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

a) Besteht im wesentlichen Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 

Nicht betriebsnotwendiges Vermögen in wesentlichem Umfang besteht nicht. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

Auffallend hohe oder niedrige Bestände konnten wir im Rahmen der Abschlussprüfung nicht fest-

stellen. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den 

bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstände 

wesentlich beeinflusst wird? 

Im Bereich der Finanzanlagen liegen erhebliche stille Reserven vor. 

 

Fragenkreis 12: Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusammen? 

Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflichtungen 

finanziert werden? 

Nach unseren Feststellungen sind längerfristige Vermögenswerte in voller Höhe langfristig finanziert. 

Alle Investitionen des Berichtsjahres konnten durch Eigenmittel finanziert werden. 

Weitergehende Erläuterungen zur Kapitalstruktur, zu den Finanzierungsquellen und den dazu gehö-

rigen Kennziffern geben wir im Hauptteil dieses Prüfungsberichtes. 



  Anlage 5 
Seite 12 

 

 
 

0112/26 ▪ MKJ ▪ 1061658 – Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

Ein Konzern liegt nicht vor. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien der 

öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen 

Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden? 

Der Eigenbetrieb hat im Berichtsjahr keine Zuschüsse der öffentlichen Hand erhalten. 

 

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung? 

Die Eigenkapitalausstattung der Einrichtung ist sehr gut; Finanzierungsprobleme traten nicht auf. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der 

wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

Der Ergebnisverwendungsvorschlag, den Jahresgewinn von TEUR 1.060 in Höhe von TEUR 405 in 

die allgemeine Rücklage einzustellen sowie in Höhe von TEUR 655 an den Träger auszuschütten, 

ist mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbart. 

 

Ertragslage 

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/ 

Konzernunternehmen zusammen? 

Das Betriebsergebnis betrifft nur den Betrieb des Jugendzentrums Ronneburg. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

Nein, das Jahresergebnis war nicht entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere 

Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu 

unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

Nach unseren Feststellungen werden die Leistungsbeziehungen zwischen Eigenbetrieb und Kreis, 

oder anderen Unternehmen des Kreises, zu angemessenen Konditionen abgewickelt. Es wurden 

keine Kredite gewährt. 
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d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

Aufgabenbedingt wird bei den Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises keine 

Konzessionsabgabe erwirtschaftet. 

 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung 

waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

Einzelne verlustbringende Geschäfte fielen im Berichtsjahr nicht an; grundsätzlich ist das originäre 

Geschäft des Eigenbetriebes nicht kostendeckend. Durch die Beteiligungserträge wurde der Verlust 

aber mehr als ausgeglichen. 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche 

Maßnahmen handelt es sich? 

Siehe Antwort zu Frage 15a). 

 

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der 

Ertragslage 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

Der Eigenbetrieb erwirtschaftete im Berichtsjahr aufgrund der Beteiligungserträge einen Gewinn. 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des 

Unternehmens zu verbessern? 

Vgl. unsere Antwort zu Frage 16a).
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 Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises, Ronneburg 

 

Analyse und Erläuterung des Jahresabschlusses 

 

Zur Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben wir die Posten der Bilanz und der 

Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten geordnet, wobei 

sich die Darstellung auf eine kurze Entwicklungsanalyse beschränkt. Die Analyse ist nicht auf eine 

umfassende Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des Eigenbetriebes ausgerichtet. Zudem ist die 

Aussagekraft von Bilanzdaten – insbesondere aufgrund des Stichtagsbezugs der Daten – relativ 

begrenzt. 
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a) Ertragslage (Gewinn- und Verlustrechnung)  

 

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) abgeleitete Gegenüberstellung der Erfolgs-

rechnungen der beiden Geschäftsjahre 2025 und 2024 zeigt folgendes Bild der Ertragslage und 

ihre Veränderungen: 

 
 2025 2024 Verände-

rung 

 TEUR TEUR TEUR 

Umsatzerlöse    

▪ Erlöse Hausgäste 
1.148 1.015 +133 

▪ Benutzungsgebühren 
58 94 -36 

▪ Warenverkäufe 
91 91 0 

▪ Einspeisevergütung Photovoltaik 
31 27 +4 

▪ übrige Umsatzerlöse 
25 73 -48 

 1.353 1.300 +53 

Materialaufwand    

▪ Lebensmittel und Getränke 
278 239 +39 

▪ Energiekosten 
271 290 -19 

▪ übrige Materialaufwendungen 
340 339 +1 

 889 868 +21 

Rohertrag 464 432 +32 

Sonstige betriebliche Erträge 13 2 +11 

Zwischensumme 477 434 +43 

 

Personalaufwand 1.110 1.053 +57 

Abschreibungen 162 168 -6 

Sonstige betriebliche Aufwendungen  
(einschließlich sonstige Steuern) 101 101 0 

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 28 40 -12 

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 38 40 -2 

Ergebnis nach Steuern -906 -888 -18 

Erträge aus Beteiligungen 1.966 2.720 -754 

Jahresgewinn 1.060 1.832 -772 
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0112/26 ▪ MKJ ▪ 1061658 – Analyse und Erläuterung des Jahresabschlusses 

 

 

Die Steigerung der Umsatzerlöse um TEUR 53 gegenüber dem Vorjahr sind trotz leicht zurück-

gegangener Besucheranzahl mit 29.563 Gästen (Vorjahr: 29.572) aufgrund erhöhter Entgelte ge-

stiegen (vgl. Anlage 7). 

 

Im Bereich des Materialaufwandes verzeichnen die Kosten für Lebensmittel und Getränke An-

stiege im Vergleich zum Vorjahr. 

 

Die Bedeutung der wichtigsten Aufwandsgruppen für die Ertragslage wird unterstrichen durch ihr 

Verhältnis zu den Umsatzerlösen im Verlauf der letzten fünf Jahre: 

 
 2025 2024 2023 

 % % % 

Materialaufwandsquote 65,7 66,8 71,1 

Personalaufwandsquote 82,0 81,0 77,6 

Abschreibungsquote 12,0 12,9 13,1 

 

Aus der Beteiligung an den Kreiswerken Main-Kinzig sowie an der EAM Sammel- und Vorschalt 2 

GmbH vereinnahmte der Eigenbetrieb im Berichtsjahr 2025 Erträge aus Beteiligungen in Höhe 

von TEUR 1.966. 

 

Die Einrichtung erwirtschaftete im Jahr 2025 einen Jahresgewinn in Höhe von TEUR 1.060. Die 

Ergebnisverschlechterung gegenüber dem Vorjahr in Höhe von TEUR 772 resultiert in erster Linie 

aus einem deutlichen Rückgang der Beteiligungserträge um TEUR 754. Ohne die Erträge aus 

Beteiligungen wäre dem Eigenbetrieb ein negatives Ergebnis von ./.TEUR 906 entstanden. 
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0112/26 ▪ MKJ ▪ 1061658 – Analyse und Erläuterung des Jahresabschlusses 

 

b) Vermögenslage (Bilanz) 

 

In der folgenden Bilanzübersicht sind die Posten zum 31. Dezember 2025 nach wirtschaftlichen 

und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst und den entsprechenden Bilanzposten zum 

31. Dezember 2024 gegenübergestellt (vgl. Anlage 1). 

 

Zur Darstellung der Vermögensstruktur werden die Bilanzposten der Aktivseite dem langfristig 

(Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. dem mittel- und kurzfristig gebundenen Vermögen zugeordnet. 

 

Die Vermögens- und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vorjahr ergeben 

sich aus der folgenden Zusammenstellung der Bilanzzahlen in TEUR für die beiden Abschluss-

stichtage 31. Dezember 2025 und 31. Dezember 2024: 

 
 

31.12.2025 31.12.2024 
Verände-

rung 

 TEUR % TEUR % TEUR 

A k t i v s e i t e      

Anlagevermögen      

Sachanlagen 5.621 11,8 4.875 10,2 746 

Finanzanlagen 39.714 83,5 39.714 83,3 0 

Langfristige Aktiva 45.335 95,3 44.589 93,5 746 

Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen 99 0,2 126 0,2 -27 

Sonstige Vermögensgegenstände 518 1,1 718 1,5 -200 

Flüssige Mittel 1.544 3,2 2.218 4,7 -674 

Sonstige Aktiva 98 0,2 29 0,1 69 

Kurzfristige Aktiva 2.259 4,7 3.091 6,5 -832 

Summe Aktivseite 47.594 100,0 47.680 100,0 -86 

      

P a s s i v s e i t e      

Eigenkapital 40.274 84,6 40.164 84,2 110 

Darlehen 6.703 14,1 7.191 15,1 -488 

Langfristige Passiva 46.977 98,7 47.355 99,3 -378 

Rückstellungen 268 0,6 212 0,4 56 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen 302 0,6 74 0,2 228 

Übrige kurzfristige Passiva 47 0,1 39 0,1 8 

Kurzfristige Passiva 617 1,3 325 0,7 292 

Summe Passivseite 47.594 100,0 47.680 100,0 -86 
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0112/26 ▪ MKJ ▪ 1061658 – Analyse und Erläuterung des Jahresabschlusses 

 

Das Anlagevermögen entwickelte sich im Berichtsjahr wie folgt:  

 
 TEUR  TEUR 

Stand 31. Dezember 2024   44.589 

Zugänge Sachanlagen  907   

Abschreibungen und Anlagenabgänge 161  +746 

Stand 31. Dezember 2025   45.335 

 

Die Zugänge des Berichtsjahres bei den Sachanlagen betreffen in erster Linie mit TEUR 807 die 

Sanierung des Schwimmbades sowie mit TEUR 29 Zugänge im Bereich der Einrichtung und Aus-

stattung. 

 

Unter den sonstigen Vermögensgegenständen werden in erster Linie Forderungen aus anre-

chenbaren Kapitalertragsteuern und der Solidaritätszuschlag für das Jahr 2025 ausgewiesen. 

 

Die Erhöhung des Eigenkapitals entspricht dem im Berichtsjahr erwirtschafteten Jahresgewinn 

(TEUR 1.060) abzüglich Gewinnausschüttungen an den Main-Kinzig-Kreis (./.TEUR 950). 

 

Die Verringerung der Darlehen entspricht der planmäßigen Tilgung im Berichtsjahr. 

 

Zum Bilanzstichtag weist der Eigenbetrieb eine hohe Eigenkapitalquote von 84,6 % aus. 

 

Das Anlagevermögen der Einrichtung ist zum Bilanzstichtag vollständig durch langfristige Mittel 

abgedeckt. 
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0112/26 ▪ MKJ ▪ 1061658 – Analyse und Erläuterung des Jahresabschlusses 

 

Die Vermögens- und Kapitalstruktur stellt sich in Kennzahlen wie folgt dar: 

 

 31.12.2025 31.12.2024 

 
% % 

Anlagenintensität   

Anlagevermögen x 100
Gesamtkapital

  95,3 93,5 

Kapitalumschlagshäufigkeit   

Umsatzerlöse
Gesamtkapital

  0,03 0,03 
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0112/26 ▪ MKJ ▪ 1061658 – Analyse und Erläuterung des Jahresabschlusses 

 

c) Finanzlage (Kapitalflussrechnung) 
 

Zur Beurteilung der Finanzlage wurde von uns die nachstehende Kapitalflussrechnung auf der 

Grundlage des Finanzmittelfonds (= kurzfristig verfügbare Mittel) gemäß DRS 2 zur Kapitalfluss-

rechnung mit entsprechendem Vorjahresausweis erstellt: 

 
  

2025 2024 
Verände-

rung 

  TEUR TEUR TEUR 

 Periodenergebnis vor außerordentlichen Posten 1.060 1.832 -772 

+/./. Abschreibungen/Anlagenabgänge auf  
Gegenstände des Anlagevermögens 161 168 -7 

+/./. Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 56 -37 +93 

././+ Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Forderungen 
aus Lieferungen und Leistungen sowie anderer Ak-
tiva (soweit nicht Investitions- oder Finanzie-
rungstätigkeit) 158 -206 +364 

+/./. Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lie-
ferungen und Leistungen sowie anderer Passiva 
(soweit nicht Investition- oder Finanzierung) 236 -64 +300 

= Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 1.671 1.693 -22 

./. Auszahlungen für Investitionen in das  
Anlagevermögen 907 115 +792 

=  Cashflow aus der Investitionstätigkeit -907 -115 -792 

./. Auszahlungen an Unternehmenseigner und  
Minderheitsgesellschafter 950 655 +295 

./. Darlehenstilgung 488 487 +1 

= Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -1.438 -1.142 -296 

 Zahlungswirksame Veränderungen des  
Finanzmittelfonds -674 436 -1.110 

+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 2.218 1.782 +436 

= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 1.544 2.218 -674 

 

Der Betrieb konnte in 2025 mit seinem Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit seine 

gesamten Abschreibungen, die Ausschüttung an den Träger sowie die Darlehenstilgungen finan-

zieren. Zu dieser Entwicklung trugen allerdings die hohen Beteiligungserträge bei (vgl. unsere 

Ausführungen zur Ertragslage auf Seite 2 dieser Anlage). 
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0112/26 ▪ MKJ ▪ 1061658 – Analyse und Erläuterung des Jahresabschlusses 

 

Der Rückgang der Liquidität gegenüber dem Vorjahr zum Bilanzstichtag um TEUR 674 ist in erster 

Linie auf die Investitionen des Berichtsjahres in Höhe von TEUR 907 zurückzuführen, denen keine 

Darlehensaufnahme gegenüberstand. 
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Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises, Ronneburg 

 

Rechtliche, steuerliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

 

I. Rechtliche Grundlagen 

 

Rechtsform Eigenbetrieb des Main-Kinzig-Kreises, gegründet zum 1. Ja-
nuar 1993 

Sitz Ronneburg 

Gegenstand des Unternehmens Zweck des Eigenbetriebes ist die Unterbringung, Betreuung 
und Beköstigung von jungen und erwachsenen Menschen in 
den Jugend- und Freizeiteinrichtungen im Rahmen von Er-
ziehung, Erholung und einer sonstigen sinnvollen Freizeitge-
staltung, die Sicherstellung des Personalerholungswerkes 
des Main-Kinzig-Kreises und die Beteiligung an der Kreis-
werke Main-Kinzig GmbH sowie an der EAM Sammel- und 
Vorschalt 2 GmbH.  

 Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck fördernden 
und ihn wirtschaftlich berührenden Hilfs- und Nebenge-
schäfte betreiben. 

Wirtschaftsjahr Kalenderjahr 

Eigenbetriebssatzung Gültig in der Fassung vom 1. März 2024 

Geschäftsordnung Für die Betriebsleitung und die Betriebskommission beste-
hen Geschäftsordnungen. 

Wichtige Verträge 
▪ Betriebsführungsvertrag für die Wasserversorgungsanla-

gen mit den Stadtwerken Gelnhausen 

 
▪ Vertrag über die Einspeisevergütung der Photovoltaikan-

lage 

Stammkapital EUR 2.063.000,00 

Das Stammkapital wird zu 100 % vom Main-Kinzig-Kreis ge-
halten. 

Organe Kreistag 

 Betriebskommission 

 Betriebsleitung 
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Betriebskommission Namentlich im Anhang, Anlage 3, genannt 

Betriebsleitung Herr Reinhold Walz  

 

 

II. Steuerliche Verhältnisse 

 

Die Jugend- und Freizeiteinrichtungen stellen gemäß § 4 Abs. 3 KStG einen Betrieb gewerblicher 

Art dar.  

 

Die Körperschaftsteuerpflicht ergibt sich aus § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG.  

 

Gemäß § 4 Nr. 23 UStG sind die Umsätze aus der Gewährung von Beherbergung, Beköstigung 

und der üblichen Naturalleistungen durch Einrichtungen steuerfrei, wenn die Einrichtungen über-

wiegend Jugendliche für Erziehungs-, Ausbildungs- oder Fortbildungszwecke bei sich aufneh-

men, soweit die Leistungen an die Jugendlichen oder an die bei ihrer Erziehung, Ausbildung, 

Fortbildung oder Pflege tätigen Personen ausgeführt werden. Jugendliche i. S. dieser Vorschrift 

sind alle Personen vor Vollendung des 27. Lebensjahres. 
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III. Wirtschaftliche Verhältnisse 

 
  2025  2024 

Allgemein     

Hausgäste Plätze 124  124 

Übernachtungen Hausgäste  Anzahl 29.563  29.572 

Auslastung Hausgäste % 79,47  79,49 

Übernachtung Asylbewerber Anzahl 0  0 

Tagesgäste mit Verpflegung Anzahl 1.020  878 

Tagesgäste ohne Verpflegung Anzahl 13.301  17.348 

Gäste Röhrenhotel Anzahl 22  36 

Anzahl Mitarbeiter  Vollkräfte 15  16 

     

Benutzungsgebühren     

Vollpension Kinder bis zur Schulpflicht EUR 30,00  25,00 

Vollpension Schülerinnen und Schüler EUR 37,50  32,50 

Vollpension Studenten und Auszubildende EUR 40,00  35,00 

Vollpension junge Erwachsene bis 27 Jahre EUR 42,00  37,00 

Vollpension Erwachsene über 27 Jahre EUR 47,50  42,00 

Vollpension Gästehaus E EUR 49,50  44,50 

Vollpension Gästehaus F                                                                                         EUR 50,50  45,50 

Übernachtung im Röhrenhotel (ohne Verpfle-
gung) EUR 28,00 

 
26,00 

 
(Bei Familienaufenthalten sind Kinder bis zur 
Vollendung des dritten Jahres entgeltfrei)   

 

 

 
Jahresergebnis   

 
 

Jahresgewinn TEUR 1.060  1.832 

     

Davon Beteiligungserträge TEUR 1.966  2.720 
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0112/26 ▪ MKJ ▪ 1061658 – Bescheinigung über eine unabhängige betriebswirtschaftliche Prüfung – Trennungsrechnung über 

Überkompensationskontrolle – 

Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 

 

Bescheinigung über eine unabhängige betriebswirtschaftliche Prüfung 

– Trennungsrechnung und Überkompensationskontrolle – 

 

An die Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises: 

 

Wir haben auftragsgemäß eine betriebswirtschaftliche Prüfung zur Erlangung einer 

hinreichenden Sicherheit hinsichtlich des Verfahrens zur Ermittlung der in der als Anlage 

beigefügten Trennungsrechnung der Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises 

(im Folgenden „Eigenbetrieb“ genannt) für den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember 2025 für die angegebenen Ergebnisse der Bereiche „DAWI“ (Unterbringung, 

Betreuung und Beköstigung von jungen und erwachsenen Menschen) in den Jugend- und 

Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises, ferner die Sicherstellung des 

Personalerholungswerkes des Main-Kinzig-Kreises und „Nicht-DAWI“-Bereich 

(Beteiligungserträge) sowie den Nachweis für die Einhaltung der Regelungen der 

Überkompensationskontrolle für den obigen Zeitraum durchgeführt. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

 

Die ordnungsgemäße Ermittlung der Ergebnisse der beiden Bereiche „DAWI“ und „Nicht-DAWI“ 

liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Eigenbetriebes. Diese Verantwortung 

umfasst die Konzeption, Implementierung und Aufrechterhaltung eines internen Kontrollsystems, 

soweit es für die ordnungsgemäße Ermittlung der in der Trennungsrechnung enthaltenen 

Angaben von Bedeutung ist, die Auswahl und Anwendung angemessener 

Ermittlungsgrundsätze sowie die Vornahme von Schätzungen, die unter den gegebenen 

Umständen plausibel sind. 

 

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers 

 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 

darüber abzugeben, ob die Trennungsrechnung des Eigenbetriebes für den Zeitraum vom 

1. Januar bis 31. Dezember 2025 und die ihr zugrundeliegenden Angaben in Übereinstimmung 

mit den Regelungen des § 3 Nr. 2 des Betrauungsaktes des Main-Kinzig-Kreises zugunsten der 

Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises vom 18. März 2024 berechnet 

worden sind.  
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Wir haben unsere betriebswirtschaftliche Prüfung unter Beachtung des International Standard 

on Assurance Engagements (ISAE) 3000 vorgenommen. Danach haben wir die Berufspflichten 

einzuhalten und den Auftrag unter Beachtung des Grundsatzes der Wesentlichkeit so zu planen 

und durchzuführen, dass wir unsere Beurteilung mit hinreichender Sicherheit abgeben können. 

 

Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Wirtschaftsprüfers. 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 

und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes berücksichtigt. 

 

Im Rahmen unserer betriebswirtschaftlichen Prüfung zur Überkompensationskontrolle haben wir 

die eingerichteten Verfahren und Maßnahmen zur Ermittlung der in der Trennungsrechnung 

enthaltenen Angaben sowie die uns vorgelegten Nachweise über die in der Trennungsrechnung 

enthaltenen Angaben des Eigenbetriebes überwiegend auf der Basis von Strichproben beurteilt. 

 

Dabei haben wir unter anderem: 

 

• die der Trennungsrechnung zugrundeliegenden Daten mit dem von uns geprüften und mit einem 

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehenen Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 

der Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises abgestimmt, 

  

• die in der Trennungsrechnung verwendeten zusätzlichen Grunddaten, betreffend die 

Vereinnahmung der Beteiligungserträge („Nicht-DAWI“-Bereich) mit den uns vom Eigenbetrieb 

hierzu vorgelegten Nachweisen (Steuerbescheinigungen, Ausschüttungsbeschlüsse, 

Kapitalertragsteueranmeldungen) überprüft. 

 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 

angemessen sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 
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Bescheinigung 

 

Nach unserer Beurteilung wurden die in der Trennungsrechnung der Jugend- und 

Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises für den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember 2025 ermittelten Ergebnisse für die Bereiche "DAWI" und "Nicht-DAWI" in 

Übereinstimmung mit den Regelungen des § 3 Nr. 2 des Betrauungsaktes des Main-Kinzig-

Kreises zugunsten des Eigenbetriebes vom 18. März 2024 ermittelt. 

 

Die Berechnung zur Überkompensationskontrolle anhand der geprüften Ist-Zahlen des Jahres 

2025 wurde zutreffend durchgeführt. Nach der beigefügten Trennungsrechnung für den 

Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 ermittelt sich folgendes Ergebnis: 

 

 EUR 

„DAWI“-Bereich (Verlust) -895.870,83 

„Nicht-DAWI“-Bereich (Gewinn) 1.955.781,63 

Gesamtgewinn 1.059.910,80 

 

Unsere Prüfung ergab, dass der Eigenbetrieb in 2025 keinen Ausgleich, keine freiwilligen 

Investitionszuschüsse sowie keine Darlehen zu marktunüblichen Konditionen oder 

Bürgschaften erhielt (§ 3 Abs. 1 Betrauungsakt). 

 

Einer möglichen Überkompensation wird durch eine jährliche liquiditätswirksame 

Gewinnausschüttung entgegengewirkt. 

 

Durch die Einlage der Beteiligungen an den Kreiswerken Main-Kinzig GmbH und an der EAM 

Sammel- und Vorschalt 2 GmbH in das Anlagevermögen der Jugend- und Freizeiteinrichtungen 

des Main-Kinzig-Kreises als gewillkürtes steuerliches Betriebsvermögen werden die steuerlichen 

Vorteile (volle Anrechnung von Kapitalertragsteuer und Solidaritätszuschlag) zugunsten des 

Main-Kinzig-Kreises optimiert. 

 

Verwendungsbeschränkung 

 

Unsere Bescheinigung ist ausschließlich im Zusammenhang mit der Berichtspflicht des 

Eigenbetriebes hinsichtlich des Überkompensationsverbotes (§ 4 Abs. 1 Betrauungsakt) 

gegenüber dem Main-Kinzig-Kreis zu verwenden. 
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Auftragsbedingungen 

 

Wir erteilen diese Bescheinigung auf Grundlage des mit den Jugend- und Freizeiteinrichtungen 

des Main-Kinzig-Kreises abgeschlossenen Auftrages, dem, auch mit Wirkung gegenüber Dritten, 

die dieser Bescheinigung beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für 

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung 

vom 1. Januar 2024 zugrunde liegen. 

 

Dreieich, 5. Mai 2026  

 

 
Schüllermann und Partner AG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

 
 
 
 
 

Dipl.-Finw.(FH) Wolfgang Kaiser MSc. Marcel Kempf 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Anlagen: 
Trennungsrechnung für das Geschäftsjahr 2025 
Allgemeine Auftragsbedingungen vom 1. Januar 2024  

SC
H

Ü
LL

ER
MANN UND PARTNER

 AG

WIRT
SC

HA
FT

SP
RÜ

FU
NG

SG
ESELLSCHAFTdSTEUERBERATUNGSGESELLSCHAFTSIEGEL

WIRTSCHAFTS-
PRÜFUNGS-

GESELLSCHAFT

- DREIEICH -



GuV-
Position

Bezeichnung

 Dienstleistungen von 
allg. wirtschaftlichem 
Interesse (DAWI) in E

UR 

 Sonstige 
Dienstleistungen (Nicht-

DAWI) in EUR 
 Gesamt in EUR 

1. Umsatzerlöse 1.353.432,43 €                -  €                                    1.353.432,43 €                        

2. Sonstige betriebliche Erträge 12.764,70 €                     -  €                                    12.764,70 €                             

3. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene Waren 426.326,91 €-                   -  €                                    426.326,91 €-                           

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 462.849,23 €-                   -  €                                    462.849,23 €-                           

4. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 871.462,91 €-                   -  €                                    871.462,91 €-                           

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung 238.870,43 €-                   -  €                                    238.870,43 €-                           

5. Abschreibungen

a) auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen 161.449,18 €-                   -  €                                    161.449,18 €-                           

b) auf Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens 62,38 €-                            -  €                                    62,38 €-                                    

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 99.584,00 €-                     -  €                                    99.584,00 €-                             

7. Erträge aus Beteiligungen -  €                                1.965.521,82 €                    1.965.521,82 €                        

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge -  €                                28.101,99 €                         28.101,99 €                             

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -  €                                37.842,18 €-                         37.842,18 €-                             

10. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 894.407,91 €-                1.955.781,63 €                 1.061.373,72 €                   

11. Außerordentliche Erträge -  €                                -  €                                    -  €                                       

12. Außerordentliche Aufwendungen -  €                                -  €                                    -  €                                       

13. Außerordentliches Ergebnis -  €                            -  €                                -  €                                   

14. Sonstige Steuern 1.462,92 €-                       -  €                                    1.462,92 €-                               

15. Jahresgewinn/Jahresverlust 895.870,83 €-                1.955.781,63 €                 1.059.910,80 €                   

                           Eigenbetrieb "Jugend- und Freizeiteinrichtungen des Main-Kinzig-Kreises"            Anlage 8a 
Trennungsrechnung (DAWI/Nicht-DAWI) im Sinne des Betrauungsaktes vom 18.03.2024 

Wirtschaftsjahr 2025 



1.	 Geltungsbereich
(1)	 Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist.
(2)	 Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu.

2.	 Umfang und Ausführung des Auftrags
(1)	 Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein  
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.
(2)	 Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei  
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform.
(3)	 Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
ßenden beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflich-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

3.	 Mitwirkungspflichten des Auftraggebers
(1)	 Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2)	 Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4.	 Sicherung der Unabhängigkeit
(1)	 Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen.
(2)	 Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 
die die Unabhängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden 
wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5.	 Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6.	 Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers
(1)	 Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers  
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behördlichen Anordnung verpflichtet.
(2)	 Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und 
die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7.	 Mängelbeseitigung
(1)	 Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.
(2)	 Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.
(3)	 Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten 
und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8.	 Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstän-
de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 
dieser Schweigepflicht entbindet.
(2)	 Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9.	 Haftung
(1)	 Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2)	 Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist der 
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 
Leben, Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht 
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1  
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3)	 Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
stehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
(4)	 Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-
zelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 
Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.
(5)	 Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-
per oder Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers  
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.
(6)	 § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

10.	 Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge
(1)	 Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  
Lagebericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit 
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.
(2)	 Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.
(3)	 Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11.	 Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2)	 Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.
(3)	 Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:
a)	 Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b)	 Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c)	 Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden
d)	 Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e)	 Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.
(4)	 Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5)	 Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.
(6)	 Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für
a)	 die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,
b)	 die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,
c)	 die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d)	 die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7)	 Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12.	 Elektronische Kommunikation
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13.	 Vergütung
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.
(2)	 Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14.	 Streitschlichtungen
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

15.	 Anzuwendendes Recht
Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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	f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden?
	g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?
	h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht?

	Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem
	a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden können?
	b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?
	c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?
	d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und angepasst?

	Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate
	a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt? Dazu gehört:
	Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?
	Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen eingesetzt werden?
	Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Umfang dürfen offene Posten entstehen?
	Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien ausschließlich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z. B. antizipatives Hedging)?
	b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditionen und zur Risikobegrenzung?
	c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumentarium zur Verfügung gestellt, insbesondere in Bezug auf
	Erfassung der Geschäfte
	Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse
	Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung
	Kontrolle der Geschäfte?
	d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?
	e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?
	f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

	Fragenkreis 6: Interne Revision
	a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende interne Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?
	b) Wie ist die Anbindung der internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?
	c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der internen Revision/Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt ...
	d) Hat die interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt?
	e) Hat die interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um welche handelt es sich?
	f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der internen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die interne Revision/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

	Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans
	a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist?
	b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?
	c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?
	d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

	Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen
	a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?
	b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)?
	c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend überwacht und Abweichungen untersucht?
	d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?
	e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

	Fragenkreis 9: Vergaberegelungen
	a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?
	b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

	Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan
	a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?
	b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?
	c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche U...
	d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?
	e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?
	f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert?
	g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt worden?

	Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven
	a) Besteht im wesentlichen Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?
	b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?
	c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?

	Fragenkreis 12: Finanzierung
	a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflichtungen finanziert werden?
	b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?
	c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

	Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung
	a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung?
	b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

	Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit
	a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/ Konzernunternehmen zusammen?
	b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?
	c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?
	d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

	Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen
	a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?
	b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche Maßnahmen handelt es sich?

	Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage
	a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?
	b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Unternehmens zu verbessern?
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